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Beschlussvorlage 

Federführung: Drucksache-Nr. 

Amt für Bildung und Sport 072/20 

Geschäftszeichen: 

40-TiS 

Beteiligte Ämter:   

Amt für Soziales, Jugend, Familie und Senioren 
Personal- und Organisationsamt 
Rechnungsprüfungsamt 
Stadtkämmerei 

Datum: 

10.06.2020 

 

    
 

Beratungsfolge: Ö/N Beschlussart Sitzungsdatum: 

Kinder- und Jugendbeirat Ö Vorschlag 08.07.2020 

Gemeinderat Ö Beschlussfassung 22.07.2020 

 

Anhörung Ortschaftsrat        Ja  Nein 

Finanzielle Auswirkung  Ja  Nein 

 

 

Betreff: 

Schulzentrum Weststadt – Albert-Schweitzer- und Johann-Sebastian-Bach-Schule als 
Ganztagsschulen 

Beschlussantrag: 

 
Siehe Seite 10 
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Verteiler: 
1 x Protokollzweitschrift 
je 1 x Ämter 11, 14, 20, 40, 50 
 
 

Bisherige Vorgänge: 

u.a. GR/093/12, GR/195/13, GR/170/15, GR/131/16 
 
 

Beratungsgegenstand: 

1. Ausgangssituation  

1.1 Historie  

Die Schulentwicklung in der Weststadt, insbesondere die Zukunft der Albert-Schweitzer-
Schule, beschäftigt die Weinheimer Stadtgesellschaft bereits seit vielen Jahren. Nach 
einer gemeinsamen Begehung im Jahr 2006 des schon damals sanierungsbedürftigen 
Schulgebäudes mit Vertretern der Schule, Elternschaft und des Gemeinderats wurde 
unter Beteiligung der verschiedenen Nutzergruppen 2008 ein extern begleiteter 
Moderationsprozess (cor.dialogue, Mannheim) zur Feststellung der Raumbedarfe 
durchgeführt. Der Prozess endete damals mit dem Vorschlag eines Neubaus für die 
Albert-Schweitzer-Schule im Bereich des Sepp-Herberger-Stadions. Parallel dazu 
begann die Schule, unter Schulleiter Hans-Hermann Metz Konzepte für einen 
gebundenen Ganztagsbetrieb zu entwickeln und fasste auch entsprechende Beschlüsse 
in ihren Gremien. Aufgrund der damaligen Haushaltssituation der Stadt Weinheim musste 
der Gemeinderat beschließen, eine konkrete Planung nicht zu beauftragen, sondern die 
Maßnahme zunächst zurückzustellen.  

In den Jahren 2011/12 wurde erneut ein Moderationsprozess (cor.dialogue) durchgeführt, 
aus dem u.a. die Aufhebung der Karrillon-Werkrealschule und die Umwidmung des 
Schulgebäudes für die jetzige Nutzung (Musikschule, VHS, Stadtarchiv und 
Stadtjugendring) resultierte. Der Vorschlag für einen gemeinsamen Neubau von Albert-
Schweitzer- und Johann-Sebastian-Bachschule in einem Schul- und Kulturzentrum wurde 
ebenfalls in diesem Prozess erarbeitet. In zeitlichem Kontext hat der Gemeinderat am 
24.10.2012 beschlossen (GR/093/12), „den Betrieb des Hortes in der Weststadt als 
Einrichtung der Jugendhilfe bis zum Neubau aufrecht zu erhalten und die Qualität des 
Hortes am neuen Schulstandort in der Weststadt zu erhalten“.  

Zur Erstellung eines Raumprogramms für den Neubau wurde vom Architekturbüro 
Hausmann Architekten, Aachen eine Machbarkeitsstudie, unter Einbeziehung der 
späteren Nutzergruppen (Schule, Eltern, Vereine, etc. sowie Vertretern des GR) 
durchgeführt. Das Raumprogramm orientierte sich entsprechend der Nutzerwünsche an 
den Bedarfen für einen Ganztagsschulbetrieb. Räume für eine Aufrechterhaltung des 
Hortbetriebs wurden entsprechend des Gemeinderatsbeschlusses vom 24.10.2012 nicht 
mehr vorgesehen. Auf Basis der Ergebnisse der Machbarkeitsstudie beschloss der 
Gemeinderat im Dezember 2013 (GR/195/13) die Durchführung eines 
Architektenwettbewerbs für die Planung des Neubaus.  

Im Jahr 2015 nahmen die Verwaltung und die Leitungen der Weinheimer Grundschulen 
die Novellierung des Schulgesetzes zum Anlass, ein Rahmenkonzept auszuarbeiten, um 
einheitlich hohe Qualitätsstandards in Ganztagsgrundschulen sicherzustellen.  
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Als Zielsetzung wurde darin definiert, zunächst in der Kernstadt 1-2 verbindliche 
Ganztagsgrundschulen einzurichten, um möglichst vielfältige Bildungsangebote vor Ort 
anbieten zu können und dem stetig wachsenden Betreuungsbedarf gerecht zu werden. 
Der Gemeinderat hat das Rahmenkonzept „Ganztagsgrundschule in Weinheim“ in seiner 
Sitzung am 03.02.2016 (GR/170/15) beschlossen und dieses als Basis für künftige 
Anträge zu Ganztagsgrundschulen zu verwenden.  

Mit der Beauftragung des Architekturbüros (GR/131/16) v-Architekten, Köln in 2016 und 
der offiziellen Grundsteinlegung am 05.04.2019 wurden wichtige Meilensteine auf dem 
Weg zur Inbetriebnahme des neuen Schulgebäudes zum Beginn des Schuljahres 
2021/22 erreicht.  

Schon vor Baubeginn haben Albert-Schweitzer- und Johann-Sebastian-Bach-Schule 
begonnen, Ganztagsschulkonzepte zu entwickeln. Da der vorhergehende Prozess von 
Beteiligung und Mitwirkung durch Nutzergruppen geprägt war, sollten die verschiedenen 
Akteure auch aktiv in die Entwicklung der Ganztagsschulkonzepte eingebunden werden. 
Es wurde daher ein moderierter Prozess aufgelegt, in dem eine Konzeptgruppe 
bestehend aus Vertreterinnen und Vertretern der Lehrkräfte, Elternschaft, 
Schulsozialarbeit, Stadtjugendring und Schülerhort regelmäßig tagte, inhaltliche Themen 
diskutierte und somit maßgeblich an der Entwicklung eines guten Ganztagskonzepts 
mitwirkte. Ebenfalls Teil dieser Gruppe waren Schulleitung und Verwaltung, welche sich 
in kürzeren Abständen in einer Steuerungsgruppe trafen um die Ergebnisse der 
Konzeptgruppevoranzubringen und Ideen in die GT-Konzepte einzuarbeiten. Über die 
laufende Entwicklung haben Verwaltung und Schulleitungen regelmäßig in den Sitzungen 
des Schulbeirats und der Baukommission berichtet.  

Darüber hinaus wurden zwei große Öffentlichkeitsveranstaltungen (12.10.2019 und 
08.02.2020) für Eltern der beiden Schulen durchgeführt, die Mitglieder des Gemeinderats 
waren hierzu ebenfalls eingeladen. Am ersten Termin hatten Eltern an Stationen zu 
verschiedenen Themenfeldern die Gelegenheit, sich aktiv in die Entwicklung der 
Konzepte einzubringen, beim zweiten Termin lag der Fokus auf der Information von 
Eltern künftiger Schulkindern. Diese Eltern wurden zur Veranstaltung gezielt eingeladen.  

1.2 Rechtliche Grundlagen  

Mit Beschluss vom 16.07.2014 hat der Landtag Baden-Württemberg mit dem „Gesetz zur 
Änderung des Schulgesetzes für Baden-Württemberg und anderer Vorschriften“ neue 
Regelungen für die Einrichtung und den Betrieb von Ganztagsgrundschulen (§4a SchG 
BW) bzw. in den Grundstufen der Förderschulen beschlossen. Das Gesetz ist mit Beginn 
des Schuljahres 2014/2015 zum 01.08.2014 in Kraft getreten und beinhaltet im 
Wesentlichen folgende Regelungen:  

 Das Ganztagsangebot findet an drei oder vier Wochentagen mit einem täglichen 
Zeitumfang von sieben oder acht Zeitstunden statt.  

 Die Angebote der Schule können durch Angebote außerschulischer Partner und des 
Schulträgers ergänzt werden.  

 Die Grundschulen erhalten für den Ganztagsbetrieb zusätzliche Lehrerressourcen 
entsprechend der Zahl der Ganztagsschüler/innen. Bis zu 50% dieser 
Lehrerressourcen können monetarisiert werden, um externe Betreuungskräfte 
(Schulträger, Vereine, usw.) zu finanzieren. Für die Aufsicht während des 
Mittagsbands erhält die Schule ebenfalls zusätzliche Finanzmittel.  

 Für das Mittagessen und die Aufsicht beim Mittagessen ist der Schulträger zuständig.  
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 Die bisherigen Landeszuschüsse für die Grundschulbetreuung und für die 
Schülerhorte entfallen bei einer Umstellung auf einen Ganztagsschulbetrieb nach §4a 
SchG.  

 

Die Einrichtung von Ganztagsgrundschulen nach dem neuen Gesetz erfolgt auf Antrag 
des Schulträgers. Er bestimmt Form und Umfang der Ganztagsschulen in Abstimmung 
mit den Grundschulen. Der Antrag bedarf der Zustimmung der Schulkonferenz. Da es 
sich bei Albert-Schweitzer-Schule und Johann-Sebastian-Bach-Schule um zwei 
eigenständige Schulen handelt, müssen zwei separate Konzepte entwickelt und 
entsprechende Anträge gestellt werden.  
Die Antragsstellung zur Aufnahme des Ganztagsbetriebs zum Schuljahresbeginn 
2021/22 muss mit Frist zum 01.10.2020 über das Staatliche Schulamt erfolgen.  

2. Ausgangssituation  

2.1 Albert-Schweitzer-Schule  

Die Betreuungssituation an der Albert-Schweitzer-Grundschule ist gekennzeichnet durch 
zwei unterschiedliche Betreuungsformen (Schülerhort und Grundschulbetreuung), die 
sich hinsichtlich der Personalausstattung und der Gebühren unterscheiden. Die 
Grundschule wird im aktuellen Schuljahr 2019/2020 von 245 Schülern/innen besucht. 
Davon nehmen 50 Kinder einen Betreuungsplatz im Schülerhort in Anspruch, dies 
entspricht der maximalen Belegung aus der Betriebserlaubnis. Weitere 66 Kinder 
besuchen die Grundschulbetreuung.  

Die Betreuungsquote liegt damit bei 47% (2017/18:40%; 2018/19: 43%). Insbesondere 
der Betreuungsbedarf am Nachmittag, nach 14.00 Uhr, ist hierbei signifikant gestiegen. 
Es ist zudem bekannt, dass viele weitere Kinder, meist aus sozial benachteiligten 
Familien, die kostenfreien Angebote des Stadtjugendrings im Kids Club oder im 
Mehrgenerationenhaus besuchen. Durch die Schulsozialarbeit und die Mitarbeiter/innen 
des Stadtjugendrings wird attestiert, dass viele dieser Kinder von einer qualifizierte 
Betreuungsmöglichkeit profitieren würden. Im Rahmen der Einrichtung einer 
Ganztagsschule wäre es möglich, eine Betreuung „aus einer Hand“ anzubieten die mit 
Ausnahme des Mittagessens kostenlos angeboten würde, was auch im Sinne der 
Gerechtigkeit zu begrüßen wäre.  

Wie in der Historie dargestellt, strebt die Schule bereits seit 2008 an, verbindliche 
Ganztagschule zu werden, stets verknüpft mit dem Wunsch nach einem neuen 
Schulgebäude. Bei einer Einführung der Ganztagsschule zum Schuljahr 2021/22 im 
Schulzentrum West könnte dieser lange fortdauernde Prozess endlich abgeschlossen 
werden.  

2.2 Johann-Sebastian-Bach-Schule  

An der Johann-Sebastian-Bach-Schule besteht für die Schüler/innen der Grundstufe 
derzeit kein Betreuungsangebot am Nachmittag. Es gibt aktuell lediglich die Möglichkeit 
einer Betreuung bis längstens 13.30Uhr. In der Praxis dient diese Zeit eher einer 
Überbrückung der Wartezeit, bis die Schüler/innen nach Unterrichtsende nach Hause 
befördert werden. Da der überwiegende Teil der Kinder in der Grundstufe befördert wird, 
werden diese Kinder auch entsprechend betreut.  

Aus pädagogischer Sicht wäre gerade für die Schüler/innen der Johann-Sebastian-Bach-
Schule eine längere qualifizierte Betreuungszeit dringend notwendig. Die Schule strebt 
daher an eine Ganztagsschule in Wahlform zu werden.  
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Eine verbindliche Form ist wegen des großen Einzugsgebiets von Heddesheim bis 
Laudenbach nicht genehmigungsfähig, da es kein Angebot einer Halbtagsschule als 
Alternative gibt.  

3. Ganztagskonzepte/ Schwerpunkte  

Bei der Entwicklung der Ganztagskonzepte haben sich beide Schulen von den 
zuständigen Fachberatern des Regierungspräsidiums intensiv begleiten und beraten 
lassen.  

3.1 Grundsätzliche Überlegungen  

Im Wesentlichen galt es bei der Entwicklung der Konzepte die geltenden 
Gemeinderatsbeschlüsse hinsichtlich der Qualität umzusetzen.  

 GR/093/12: „Qualität des Horts am neuen Schulstandort erhalten“  

 GR/195/13: räumliche Verzahnung der beiden Schulen in einem Gebäude  

 GR/170/15: Rahmenkonzept „Ganztagsgrundschulen in Weinheim“ (Anlage 1)  

Kern der Überlegungen bei der Konzeptentwicklung war es, allen Kindern gerecht 
werden zu können. Das bedeutet in erster Linie, den Kindern täglich in kleinen Gruppen 
leistungsgerechte Lern-, Übungs- und Fördermöglichkeiten zu gewähren. Gleichzeitig soll 
der Tagesablauf entsprechend dem „Qualitätsrahmen Ganztagsschule“ des Landes 
(Anlage 2) rhythmisiert und strukturiert werden. Für Kinder bedeutet dies eine 
ausgewogene Abwechslung von Konzentrations-, Entspannungs- und 
Bewegungsphasen. Um beide Schulen nicht nur räumlich zu verzahnen, sollte die 
Rhythmisierung für beide Schulen parallel gestaltet werden, um auch inhaltliche 
Überschneidungen zu ermöglichen.  

In den Sitzungen der Konzeptgruppe wurde deutlich, dass eine hohe Qualität nur dann 
erreicht werden kann, wenn gute Beziehungen zu den Kindern aufgebaut werden. Hierfür 
ist es notwendig, dass die zusätzlichen Lehrerdeputate, die das Land Baden-
Württemberg für den Ganztagsbetrieb zur Verfügung stellt, in vollem Umfang bei den 
Schülerinnen und Schülern ankommen.  

Die Schulen haben sich auf ein Ganztagsangebot an 4 Tagen (Montag – Donnerstag) 
von 8.00 Uhr – 15.00 Uhr verständigt. Ergänzt würde dieses durch die kostenpflichtige  

Grundschulbetreuung der Stadt Weinheim, wie unter Punkt 3.4 beschrieben.  

 

Uhrzeit/Tag Montag Dienstag Mittwoch Donnerstag Freitag 

7:00 – 8:00 € Grundschulbetreung € 

 

8.00 – 12.35 

 
Ganztagsschule 

12:35 – 
13:20 

€ Mittagessen € / Spielangebote  
€ 

Grundschul- 
betreuung 

(mit 
Mittagessen) 

€ 

13:20 – 
15:00 

 
Ganztagsschule 

15:00 – 
17:00 

€ Grundschulbetreuung € 
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3.2  Albert-Schweitzer-Schule  

Das Ganztagskonzept der Albert-Schweitzer-Schule ist als Anlage 3 im Rahmen des 
Antrags beigefügt. Das Konzept sieht vor, die verbindliche (V) Ganztagsschule 
schrittweise wie dargestellt aufzubauen. Für die „auslaufenden Klassen“ wird die 
Ganztagsschule in der Wahlform (W) angeboten. Familien von Kindern, die die Schule 
bereits besuchen, haben damit die Wahlmöglichkeit, ob das Kind ganztags oder wie 
bisher halbtags beschult werden soll.  

Schuljahr 1.Klasse 2. Klasse 3. Klasse 4. Klasse 

2021/22 V W W W 

2022/23 V V W W 

2023/24 V V V W 

2024/25 V V V V 

 

Ab dem Schuljahr 2024/25 wären dann alle Schülerinnen und Schüler in der 
verbindlichen Ganztagsschule.  

Im Konzept der Schule ist diese Übergangsphase ausführlich beschrieben. Die Vorlage 
fokussiert sich im Weiteren ausschließlich auf die Ganztagsschule in der verbindlichen 
Form.  

Wie in den Musterstundenplänen dargestellt, beginnt jede Schulwoche für alle Kinder von 
Klasse 1-4 in der verbindlichen Ganztagsschule mit einer Klassen-AG. Diese hat das 
Ziel, die Wünsche, Bedürfnisse und Ideen der Kinder aufzugreifen und umzusetzen. Sie 
gibt Raum für die Beteiligung und demokratische Mitwirkung. Unterstützt von 
Schulsozialarbeit oder pädagogischen Mitarbeitern können Klassenprojekte durchgeführt 
werden, Spiele gespielt, der Klassenrat kann stattfinden oder es wird über die 
„Wahrnehmung von Unterricht, Schulkultur und Schulklima“ (sh. Konzept der Schule) 
diskutiert.  

Herzstück des Konzepts ist die tägliche Lern-, Übe- und Förderzeit (LÜF), die täglich im 
Stundenplan enthalten ist. In dieser Zeit werden individuelle Inhalte (primär in den 
Hauptfächern) in verschiedenen Niveaustufen geübt. Methoden zum effektiven Lernen, 
die die Schüler/innen im Regelunterricht kennengelernt haben, werden vertieft und die 
Kinder in deren konsequenter Anwendung unterstützt. Schwächere SuS sollen während 
dieser Zeit gefördert werden, während die Leistungsstärkeren herausgefordert werden 
sollen. Diese Differenzierung wir durch den Einsatz zusätzlicher Lehrkräfte ermöglicht, 
deren Ressourcen aus dem Pool der Ganztagsdeputate stammen. Ziel ist es ein Angebot 
zu schaffen, von dem alle SuS unabhängig von ihrer Leistungsstärke maßgeblich 
profitieren.  

In den LÜF- und AG-Zeiten soll die durchschnittliche Gruppengröße auf 10-15 Kinder 
reduziert werden, um den Gemeinderatsbeschluss zur Sicherstellung einer Hortqualität 
zu gewährleisten.  

Im Rahmen der Antragsstellung zur Ganztagsschule ist eine Bedarfsabfrage bei den 
Eltern der zukünftigen Schulkinder erforderlich. Die Schulaufsichtsbehörde empfiehlt 
hierfür die ersten beiden betroffenen Jahrgänge zu befragen. Insgesamt hat die Schule 
136 Familien (2021/22: 64; 2022/23: 72) angeschrieben und dabei das geplante Konzept 
nochmals kurz dargestellt.  
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Ausführlich wurden die Eltern bereits bei der auf Seite 3 (1.1) beschriebenen 
Veranstaltung informiert. 105 (47; 58) dieser Familien haben sich an der Abfrage beteiligt, 
die Rücklaufquote lag demnach durchschnittlich bei 77% (73%; 81%). Insgesamt 65% 
(68%; 62%) der Familien haben bei der Abfrage erklärt, ihr Kind für die  

Ganztagsschule mit dem vorgestellten Konzept anmelden zu wollen. Darüber hinaus 
haben noch fünf weitere Familien aus anderen Schulbezirken teilgenommen, die einen 
Schulbezirkswechselantrag an die Ganztagsschule stellen möchten.  

Am Montag den 25.05.2020 stimmte die Schulkonferenz der Albert-Schweitzer-Schule 
(paritätisch besetzt mit Lehrkräften und Elternvertretern) dem Ganztagskonzept und 
damit der Antragsstellung auf Einrichtung der Ganztagsgrundschule in der verbindlichen 
Form mit deutlicher Mehrheit zu.  

3.3 Johann-Sebastian-Bach-Schule  

Der Schulalltag in Sonderpädagogischen Bildungs- und Beratungszentren (SBBZ) 
zeichnet sich durch kleinere Gruppen und im Vergleich zur Regelschule individuelleren 
Lernformen aus. Entsprechend des Ganztagsschulkonzepts für die Grundstufe der 
Johann-Sebastian-Bach-Schule (Anlage 4) soll dies durch eine tägliche Sequenz 
„Arbeiten und üben“ nochmals intensiviert werden. Neben der Steigerung des Lernerfolgs 
bietet die Ganztagsschule einen besseren zeitlichen Rahmen, um die ganzheitliche 
Persönlichkeitsentwicklung der Schülerinnen und Schüler zu fördern.  

Die Stundenpläne sind für die Klassen der Grundstufe bezüglich der 
Ganztagsschulangebote synchronisiert, wodurch vielfältigere, individuelle und 
zielgerichtete Angebote wahrgenommen werden können. Gleiches gilt aber auch für die 
Stundenpläne der beiden Schulen, die eine AG-Teilnahme von Schülerinnen und 
Schülern der jeweils anderen Schule grundsätzlich möglich machen.  

Da die künftige Schülerschaft der Johann-Sebastian-Bach-Schule unbekannt ist, wurden 
die Familien der beiden ersten Jahrgangsstufen befragt. Die entsprechenden Kinder 
wären zum Zeitpunkt der Aufnahme des Ganztagsbetriebs in den Klassen 3 und 4. Die 
Bedarfsabfrage wurde folglich an die betreffenden 10 Familien versandt. Bei einer 
Rücklaufquote von 90% haben alle Familien erklärt, ihr Kind für die Ganztagsschule 
anmelden zu wollen.  

Die Schulkonferenz hat in ihrer Sitzung am 27.04.2020 einstimmig für das Konzept und 
die Antragsstellung auf Einrichtung einer Ganztagsschule votiert.  

3.4 Beteiligung der Stadt Weinheim als Schulträger  

Für die Stadt Weinheim besteht die Verpflichtung, ein Mittagessen zu organisieren und 
die Aufsicht währenddessen zu gewährleisten. Diese Aufgabe wurde bisher auch schon 
durch kommunales Personal übernommen. Die Stadt wird auch weiterhin 
kostenpflichtige, ergänzende Betreuungsangebote zu den Randzeiten im Rahmen der 
Grundschulbetreuung anbieten. Für die Kinder, die in der Übergangsphase nur halbtags 
die Schule besuchen, wird analog zur Regelung an Friedrich- und Dietrich-Bonhoeffer-
Grundschule (beide sind GTS in der Wahlform) eine Betreuung bis 13:30 Uhr angeboten. 
Für diese Betreuungsangebote gelten weiterhin die Regelungen der „Benutzungs- und 
Gebührensatzung der Stadt Weinheim für die Inanspruchnahme des 
Betreuungsangebots an Weinheimer Grundschulen außerhalb der Unterrichtszeit“.  

Um insbesondere den jüngeren Schulkindern Bezugspunkte und eine Begleitung im 
Schulalltag zu bieten, sehen beide Ganztagskonzepte den Einsatz von kommunalen 
pädagogischen Fachkräften vor.  
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Dieses Modell hat sich aus Sicht der Verwaltung an der bisher einzigen gesetzlichen 
Ganztagsgrundschule, der Friedrich-Grundschule, bewährt und es entspricht den 
beschlossenen Qualitätsstandards aus dem Rahmenkonzept „Ganztagsgrundschulen in 
Weinheim“.  

Zudem macht dieses Personal bspw. Beschäftigungs-, Spiel- und 
Entspannungsangebote während der Mittagspause für Kinder außerhalb der Mensa. Für 
die Mittagspause wird stundenweise weiteres Personal benötigt, für welches vom Land 
eine auskömmliche monetäre Zuweisung erfolgt.  

Angesichts der zu erwartenden Anzahl an Kindern im Ganztagsbetrieb wird es zudem 
eine Herausforderung sein, die AG-Angebote zu koordinieren. Viele Schulträger 
übernehmen diese Aufgabe bereits, da diese von Leitungen der Schulen mit der Größe 
der Albert-Schweitzer-Schule nicht geleistet werden kann. Das Kultusministerium hat dies 
ebenfalls erkannt und führt hierzu einen Versuch mit „kommunalen 
Koordinierungsstellen“, bspw. in Wiesloch und Wertheim, durch. Im Rahmen dieses 
Versuchs werden die Kosten für den Personalaufwand zu je 50% von Land- und 
Kommune übernommen. Vom Land wurde in Aussicht gestellt, dieses Modell in ganz 
Baden-Württemberg zu etablieren. Die Aufgabe der Koordinierung wäre ebenfalls durch 
das pädagogische Fachpersonal, übergreifend für beide Schulen abzudecken. Die 
Verwaltung schätzt den Personalbedarf an pädagogischen Fachkräften auf 3 VZÄ. Der 
hierfür notwendige Personalaufwand beläuft sich auf ca. 165.000 € pro Jahr. Es ist 
vorgesehen, dass diese Stellen mit Hilfe von internen Umsetzungen durch bereits 
vorhandenes Personal des Schülerhorts an der Albert-Schweitzer-Schule abgedeckt 
werden. Es handelt sich daher um keine Personalkosten- bzw. Stellenmehrung.  

Für die Umsetzung abwechslungsreicher und qualitativ hochwertiger AG-Angebote (ca. 
65 Schulstunden pro Woche) ist es nach Auffassung aller Beteiligten des 
Moderationsprozesses notwendig, auf das Knowhow von Kooperationspartnern 
zurückzugreifen. Pro Jahrgangsstufe der Albert-Schweitzer-Schule mit jeweils ca. 75 
Kindern werden 6 parallele AGs benötigt, um die Qualität in Anlehnung an den Hort 
aufrechterhalten zu können. Für die Albert-Schweitzer-Schule (die Klassen-AG wird 
durch Lehrkräfte geleitet) gibt es über die Jahrgangsstufen hinweg 10 AG-Stunden pro 
Woche. An der Johann-Sebastian-Bach-Schule werden insgesamt weitere 5-6 AG-
Stunden angeboten.  

Wie unter 3.1 dargestellt, sollen keine der Lehrerwochenstunden für die Finanzierung der 
AG-Angebote im Ganztag monetarisiert werden. Ein Teil der AG-Angebote kann durch 
bereits bestehende Kooperationen mit der Musikschule und dem Stadtjugendring 
abgedeckt werden, so dass für diese keine zusätzlichen Kosten durch die Umstellung auf 
einen Ganztagsschulbetrieb entstehen. Ebenso werden einzelne AGs aus den Deputaten 
der Lehrkräfte abgedeckt. Die Verwaltung schätzt, dass für ca. 50 AG-Angebote 
Kostenerstattungen an Kooperationspartner fällig werden. Hierfür werden Mittel von ca. 
61.000 € erforderlich sein. Als Berechnungs- und Abrechnungsgrundlage dient hierfür 
das „Modell „Verlässliche Kooperation“ zur Ganztagsbildung mit außerschulischen 
Partnern“ (Anlage 5). Zur Gegenfinanzierung werden die Schulen Mittel aus dem 
Jugendbegleiterprogramm der Jugendstiftung Baden-Württemberg beantragen. Aus 
Erfahrungswerten durch die Programmteilnahme anderer Schulen ist eine Zuwendung 
von ca. 5.000 € zu erwarten.  



Drucksache: Seite 9 von 10 

072/20 
00008933 

4. Zusammenfassung  

Seit über einer Dekade befasst sich die Stadtgesellschaft mit dem Thema Neubau der 
Albert-Schweitzer-Schule. In dieser fanden unter breiter Öffentlichkeitsbeteiligung diverse 
Moderationsprozesse statt, die sich – auch wenn sie teilweise ihren Schwerpunkt auf 
baulichen Themen hatten – unweigerlich immer auch mit der Ganztagsschule 
beschäftigten, so beispielsweise bei der Entwicklung der Raumprogramme. Stets stand 
hierbei die Bildungsgerechtigkeit für die Kinder der Weststadt im Zentrum sämtlicher 
Überlegungen.  

Die nun vorliegenden Konzepte setzen die von vielen Beteiligten erarbeiteten 
Überlegungen in einem hohen Maß um. Die Kinder, die ab dem Schuljahr 2021/22 das 
Schulzentrum West besuchen, werden die bedarfsgerechte kostenlose Schulbildung 
erhalten, die sich viele Eltern in den zurückliegenden Jahren bereits für ihre Kinder 
gewünscht haben.  

5. Ausblick  

Für den Bezug des neuen Schulgebäudes haben beide Schulgemeinschaften den 
Wunsch geäußert, einen neuen Schulnamen zu erhalten. Das Schulgesetzt verlangt, da 
es sich um zwei eigenständige Schulen handelt, zwei unterschiedliche Namen. Die 
Schulen haben bereits erste Ideen entwickelt und diskutieren diese ab dem neuen 
Schuljahr gemeinsam. Der Gemeinderat wird eine Vorlage zum Beschluss der 
Namensgebung im 1.Halbjahr 2021 erhalten.  

 
 

Alternativen: 

Grundsätzlich besteht die Möglichkeit keine Anträge auf Einrichtung von Ganztagsschulen 
nach § 4a SchG zu stellen. Beide Schulen wären weiterhin „Halbtagsschulen“, darüber 
hinaus gehender Betreuungsbedarf müsste täglich ab ca. 13.00 Uhr im Rahmen der 
kostenpflichtigen Grundschulbetreuung abgedeckt werden.  
Ein Umzug des Schülerhorts in das neue Schulgebäude ist nicht möglich, da dort keine 
genehmigungsfähigen Räume hinsichtlich einer Betriebserlaubnis durch den KVJS 
vorhanden sind.  
 
 

Finanzielle Auswirkung: 

THH 5, Produktgruppe 3650  

Der Aufwand, abzgl. Zuweisungen und Gebühreneinahmen für den Betrieb des Schülerhorts 
in der Albert-Schweitzer-Schule belief sich in den Jahren 2018 und 2019 (vorläufige 
Rechnungslegung) auf 281.600 € bzw. 255.400 €. Mit Schließung der Schülerhorts können 
diese jährlichen Belastungen eingespart werden.  

THH 3, Produktgruppen 2110, 2120  

Zur Umsetzung der Ganztagsschulkonzepte würden sich die Personalkosten im THH 3 für 
den Einsatz der 3 pädagogischen Fachkräfte auf 165.000 € belaufen. Die Stellen sollen mit 
bereits vorhandenem Personal des Schülerhorts an der Albert-Schweitzer-Schule besetzt 
werden.  
Außerdem müssen zur Umsetzung der AG- Angebote jährlich 61.000 € für Aufwendungen für 
Sach- und Dienstleistungen bereitgestellt werden. Aus dem Jugendbegleiterprogramm 
stehen dem Einnahmen von 5.000 € gegenüber.  
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Es ist davon auszugehen, dass die Aufwendungen für die AG-Angebote in der 
Einführungsphase der verbindlichen Ganztagsschule nicht in vollem Umfang benötigt 
werden. Die genaue Höhe wird von der Anzahl der angemeldeten Kinder im Ganztagsbetrieb 
(Wahlform) abhängen und kann daher jetzt noch nicht beziffert werden.  

Haushaltssituation insgesamt  

Wie dargestellt, führt die Einführung der Ganztagsschule zu einer jährlichen Einsparung für 
die Stadt Weinheim im mittleren fünfstelligen Bereich. Auf Basis der Ergebnisse aus 2018 
und 2019 wird es sich hierbei um einen Betrag von 34.000 - 60.000 €/Jahr handeln.  

Die Auswirkungen wären in der Haushaltsplanung für das Jahr 2021 anteilig (mit Wirkung 
zum 01.09.) und für die Folgejahre dann in vollem Umfang zu berücksichtigen.  
 
 

Anlagen: 

Nummer:  Bezeichnung  

1 Rahmenkonzept „Ganztagsschulen in Weinheim“ 

2 Qualitätsrahmen Ganztagsschule Baden-Württemberg 

3 Antrag Albert-Schweitzer-Schule (inkl. Anlagen) 

4 Antrag Johann-Sebastian-Bach-Schule (inkl. Anlagen) 

5 Modell „Verlässliche Kooperation“ zur Ganztagsbildung mit 
außerschulischen Partnern 

  
 
 

Beschlussantrag: 

Der Gemeinderat beschließt:  

1. Die Einrichtung einer verbindlichen Ganztagsgrundschule nach §4a SchG für die Albert-
Schweitzer-Schule wird entsprechend des Antrags der Schule beschlossen.  

2. Die Einrichtung eines Ganztagschulbetriebs in Wahlform nach §4a SchG für die 
Grundstufe der Johann-Sebastian-Bach-Schule, SBBZ Lernen, wird entsprechend des 
Antrags der Schule beschlossen.  

3. Die erforderlichen Haushaltsmittel für die Umsetzung der beiden Ganztagsschulkonzepte 
sind ab dem Haushaltsjahr 2021 bereitzustellen.  

4. Der Schülerhort in der Albert-Schweitzer-Schule wird zum Ende des Schuljahres 2020/21 
aufgelöst.  

gezeichnet 

Manuel Just 
Oberbürgermeister 
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Ganztagsbildung
mit außerschulischen Partnern (Überblick)
Am 18. Februar 2020 vorgelegt von der Arbeitsgruppe außerschulische Partner
im Ganztag.

Zielsetzungen
Ganztagsbildung braucht Qualität. Die Angebote werden von qualifiziertem
Personal verantwortet, das angemessen bezahlt wird. Vorbereitungs- und
Kommunikationszeiten sowie Vertretung sind berücksichtigt.
Ganztagsbildung braucht Vielfalt. Das Personal wird beim außerschulischen
Partner (z.B. Sportverein, Kirchengemeinde, Jugendverband) angestellt und
durch Land bzw. Kommune für seine Aufgaben in der Ganztagsbildung
refinanziert. Die Vernetzung mit dem Gemeinwesen bildet das große Plus
der Kooperation mit außerschulischen Partnern gegenüber Einzelpersonen.
Ganztagsbildung braucht Verlässlichkeit. Hauptamtliche Ansprechpartner
bieten die Gewähr der Dauer, setzen zugleich aber mehrjährige
Finanzierungszusagen von Land und Kommunen an außerschulische
Partner voraus. Verträge sollen in der Regel über drei Jahre abgeschlossen
werden und können nur in besonderen Fällen (z.B. zu wenige Schüler)
gekündigt werden.
Ganztagsbildung braucht Koordination. Neben einer höheren Zahl von
Entlastungsstunden für die Schulleitung bedarf es Mittel für
Koordinationsaufgaben, die durch Schulträger oder außerschulische Partner
übernommen werden können.
Ganztagsbildung braucht Vertrauen. Das Rahmenmodell kann vor Ort flexibel gefüllt werden.
Schule und außerschulische Partner entwickeln die Angebote und deren Einbettung in eine
(rhythmisierte) Ganztagsschule in vertrauensvoller Zusammenarbeit.

Berechnungsmatrix
Jahreskosten pro gehaltener Angebotsstunde (à 45 Minuten) bei 38 Schulwochen

Art des Betreuungs- bzw. Bildungsangebots

Qualifikationsniveau der eingesetzten Person

Typ A:
Betreuungs-

angebot

Typ B:
Bildungs-
angebot

akademisch qualifiziert 1.650 1.848
beruflich, aber nicht akademisch qualifiziert 1.359 1.522
nicht-berufliche Qualifikation (z.B. Übungsleiter) 998 1.117
Hilfsperson ohne formale Qualifikation 606 678

Sachkosten
Je nach Angebot muss geprüft werden, ob und ggf. welche Sachkosten refinanziert werden, z.B.
 Beschaffung von Verbrauchsmaterial

Raumkosten, sofern Räumlichkeiten des außerschulischen Partners genutzt werden
 weitere angebotsspezifische Kosten, sofern diese anfallen

Faustformel
Der faktische Betreuungsschlüssel wird in den Angeboten sehr unterschiedlich sein und hängt vom
Inhalt des Angebots ab. Gedacht ist an einen Korridor des zwischen 1:10 und 1:20 Schülern. Bei
einem Betreuungsschlüssel von 1:151 und einem typischen Mix aus verschiedenen Professionen
lassen sich die genannten Kosten refinanzieren, wenn pro Schüler und Angebotsstunde (à 45 Min.)
ein Betrag von ca. 3 Euro vorgesehen wird. Die Finanzierung dafür erfolgt im Bereich der
Ganztagsschule aus Landesmitteln, für darüber hinausgehende Betreuungszeiten aus kommunalen
Mitteln bzw. Elternbeiträgen. Die außerschulischen Partner tragen durch zusätzlich eingesetzte
Ehrenamtliche, Bereitstellung von Räumen und Materialien usw. auch eigene Anteile bei.

1 HINWEIS: Dieser Wert wird noch diskutiert. Er stellt hier eine rechnungstechnische Größe dar, mit der die Schlussfolgerung
(Kosten pro Angebotsstunde und Schüler) dargestellt werden soll, auch mit Blick auf die Landesförderung für Schulbetreuung

ARBEITSGRUPPE AUSSERSCHULISCHE PARTNER IM GANZTAG

Landesjugendring Baden-
Württemberg

Landesarbeitsgemeinschaft
Offene Jugendbildung

Arbeitsgemeinschaft der
Landjugendverbände

Diözese Rottenburg-Stuttgart,
Hauptabteilung Schulen

Evangelische Landeskirche in
Baden

Evangelische Landeskirche in
Württemberg

Landessportverband Baden-
Württemberg

Schwäbischer Chorverband

Kontakt zur Arbeitsgruppe:
Oliver Pum
Evangelisches Jugendwerk in
Württemberg
Postfach 80 03 27
70503 Stuttgart
Telefon: 0711/ 9781 187

Jürgen Heimbach
Landessportverband BW
0711/280 77 131
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Beschlussvorlage 

Federführung: Drucksache-Nr. 

Amt für Bildung und Sport 074/20 

Geschäftszeichen: 

40 - Hal 

Beteiligte Ämter:   

Amt für Immobilienwirtschaft 
Amt für Klimaschutz, Grünflächen und technische Verwaltung 
Amt für Stadtentwicklung 
Rechnungsprüfungsamt 
Stadtkämmerei 

Datum: 

16.06.2020 

 

    
 

Beratungsfolge: Ö/N Beschlussart Sitzungsdatum: 

Kinder- und Jugendbeirat Ö Vorschlag 08.07.2020 

Gemeinderat Ö Beschlussfassung 22.07.2020 

 

Anhörung Ortschaftsrat        Ja  Nein 

Finanzielle Auswirkung  Ja  Nein 

 

 

Betreff: 

Nutzung der Johann-Sebastian-Bach-Schule als Kindergartenstandort 

Beschlussantrag: 

siehe Seite 8 
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Verteiler: 
1 x Protokollzweitschrift 
je 1 x Ämter 14, 20, 61, 65, 67 
1 x Amt 40 
 
 

Bisherige Vorgänge: 

SD-Nr. 032/18, SD-Nr. 031/18, SD-Nr. 032/19, SD-Nr. 148/19, SD-Nr. 036/20  
 
 

Beratungsgegenstand: 

Die Kindergartenbedarfsplanung 2020/2021 zeigt, dass im nächsten Kindergartenjahr die 
Plätze für Ü3-Kinder nicht ausreichen werden, um den Bedarf zu decken. Bis 30.06.2021 
fehlen 77 Plätze. Der Fehlbestand ist zu einem großen Teil auf die Vorverlegung des 
Einschulungsstichtags zurückzuführen. In der Bedarfsberechnung sind alle Neubau- bzw. 
Sanierungsgebiete berücksichtigt. Für das Neubaugebiet Allmendäcker wurden 25 Plätze 
veranschlagt. Durch die Verzögerung bei der Erschließung wird auch der tatsächliche 
Platzbedarf erst später entstehen. In der jetzigen Darstellung wurde daher von einem 
tatsächlichen Fehlbestand von 52 Plätzen (77 Plätze abzgl. 25 Plätze für Allmendäcker) 
ausgegangen. Diese Plätze wurden ab 2024/25 wieder hinzugezählt.  

Die Verwaltung geht davon aus, dass die Zahl der Kinder zwischen drei Jahren und 
Schuleintritt bis zum Kindergartenjahr 2025/2026 jährlich um rd. 1,5% ansteigen wird, für die 
anschließenden Jahre ist von einem Rückgang um jährlich 1% auszugehen (analog biregio-
Berechnung). Bis 2025/2026 wird ein zusätzlicher Platzbedarf von etwa neun Gruppen  
(180 Plätze) entstehen.  

Mit Beschlussvorlage 148/19 vom 11.12.2019 hat die Verwaltung den steigenden Bedarf an 
Kindergartenplätzen bis 2025/2026 detailliert dargelegt und Vorschläge zur Deckung 
gemacht. 

Hierzu gehört auch die Prüfung einer übergangsweisen Nutzung der Johann-Sebastian-
Bachschule sowie der Albert-Schweitzer-Schule als Kindergartenstandorte nach Umzug der 
beiden Schulen in das neue Schulzentrum Weststadt (SZW). 

In diese Prüfung wurde auch die Weiternutzung der Johann-Sebastian-Bachschule als 
Grundschule einbezogen, wenngleich aus Sicht der Verwaltung kein Bedarf an einem 
zusätzlichen Schulstandort besteht. Die bestehenden Grundschulen in der 
Kernstadt/Weststadt reichen aus, um alle Schülerinnen und Schüler aufnehmen zu können. 

Außerdem greift die Vorlage unter Ziffer 5 die Prüfaufträge zur Schaffung zusätzlicher KiTa-
Plätze auf, die der Gemeinderat der Verwaltung in seiner Sitzung am 11.12.2019 erteilt hat 
und beschreibt den aktuellen Stand hierzu.  

1 Ergebnis der Prüfung des Standorts Albert-Schweitzer-Schule als 
Kindergartenstandort 

In der Albert-Schweitzer-Schule wurden für den dortigen Schülerhort 2018 die Räume 
umfassend renoviert und an aktuelle Anforderungen eines Horts angepasst.  

Bei einem Ortstermin mit der zuständigen Sachbearbeiterin des Kommunalverbands für 
Jugend und Soziales (KVJS) wurde geprüft, ob in diesen Räumen vorübergehend bis zu 
drei Kindergartengruppen untergebracht werden können. Es zeigte sich, dass die Räume 
des Hortes für die Nutzung als Kindertagesstätte nicht geeignet sind.  



Drucksache: Seite 3 von 8 

074/20 
00008957 

Dies liegt v.a. daran, dass diese im Untergeschoss liegen und daher kein für 
Kindergartenkinder geeigneter zweiter Fluchtweg vorhanden ist. Auch die Lage der 
sanitären Einrichtungen (die für Kleinkinder nur bedingt geeignet wären) außerhalb des 
eigentlichen Hortbereichs (es werden die WC bei der Turnhalle benutzt) ist für einen 
Kindergarten nicht zulässig. Aus diesen Gründen konnte der KVJS keine 
Betriebserlaubnis in Aussicht stellen. 

Insofern wurde dieser Ansatz nicht weiter verfolgt. Das Grundstück könnte somit der 
bisherigen Beschlusslage des Gemeinderats entsprechend mit Umzug der Schule ab 
Herbst 2021 vermarktet werden. 

2 Ergebnis der Prüfung des Standorts Johann-Sebastian-Bachschule als 
Kindergartenstandort 

Auch die Johann-Sebastian-Bachschule wurde gemeinsam mit dem KVJS besichtigt. 
Nach dessen Einschätzung sind die Räume der Schule grundsätzlich gut zur Nutzung als 
Kindertagesstätte mit insgesamt fünf Gruppen (100-120 Kinder) geeignet. 

Das Amt für Stadtentwicklung hat Überlegungen angestellt, wie im Rahmen des 
Sanierungsgebiets Westlich Hauptbahnhof unter Berücksichtigung der mittelfristigen 
Weiternutzung der Johann-Sebastian-Bachschule als Kindertagesstätte der weitere 
Umgang mit der Fläche aussehen könnte, insbesondere ob eine Teilumnutzung des 
Grundstücks bereits zum jetzigen Zeitpunkt Sinn macht. Diese Überlegungen sind Teil 
einer separaten Beschlussvorlage, die im ATUS vorberaten werden und dem 
Gemeinderat parallel zu dieser Beschlussvorlage zur Entscheidung vorgelegt werden 
soll. Sie ist als Anlage 4 vorab bereits dieser Vorlage beigefügt. 

Vor diesem Hintergrund schlägt die Verwaltung vor, die Schule für einen Zeitraum von 5-
10 Jahren als Kindergartenstandort zu nutzen, um den vorübergehend steigenden Bedarf 
an Betreuungsplätzen decken zu können. 

2.1 Nutzung des Verwaltungsgebäudes und der Pavillons I und II als  
Kindertagesstätte  

Für die Nutzung als Kindertagesstätte würden das Verwaltungsgebäude (Erdgeschoss) 
sowie die Pavillons I und II entsprechend umgebaut (s. Anlage 1). Als Eingang würde der 
bisherige Schuleingang genutzt werden. Die vorhandenen Parkplätze sollten für die 
Kindertagesstätte erhalten bleiben. 

In den eingeschossigen Pavillons I und II sollen fünf Gruppenräume mit angeschlossenen 
Intensivräumen entstehen. Dazu müssten die Raumaufteilung und -nutzung der jetzigen 
Klassenräume neu organisiert werden. Dies ist  in weiteren Planungsprozessen detailliert 
auszuarbeiten. Zudem sollen dort auch die Schlaf-, Werk- und Materialräume angesiedelt 
werden. Ebenso wären dort eine neue Küche (Catererküche) sowie ein Essensbereich 
einzurichten. Die vorhandenen WC-Bereiche müssten für die erweiterte Nutzung als WC 
(inkl. Behinderten-WC), Wickelbereiche und Dusche umgebaut werden. In den beiden 
Pavillonfluren könnten die Garderoben untergebracht werden. 

Im Erdgeschoss des jetzigen Verwaltungsgebäudes der Schule wären ein Leitungsbüro, 
ein Personalraum, Personal-WCs, ein Hausmeisterlager/Putzmittelraum sowie ein 
Mehrzweckraum vorzusehen. Das Obergeschoss wird von der Kindertagesstätte nicht 
benötigt und ist nicht barrierefrei zu erreichen. Es könnte für die kommenden Jahre 
weiterhin von den Weinheimer Blüten, den Weinheimer Sängerknaben und für 
Integrationskurse der Volkshochschule Badische Bergstraße genutzt werden. 
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Als Außengelände kämen die Flächen zwischen Verwaltungsgebäude und Pavillon I 
sowie zwischen Pavillon I und II in Betracht. Der Schulhof würde dafür nicht benötigt.  

Die zu planenden Umbaumaßnahmen sind unter Punkt 2.3. näher beschrieben. 

2.2 Baulicher Zustand des Schulgebäudes 

Der Gebäudekomplex Pavillon I bis Pavillon III wurde in den vergangenen 20 Jahren in 
mehreren Bauabschnitten teilsaniert. Das damalige pädagogische Konzept wurde für 
kleine Klassengruppen umgesetzt. Im Jahr 2000 wurden umfangreiche Sanierungen im 
Pavillon I und II durchgeführt. Die Elektroinstallation wurde erneuert, die Deckenflächen 
wurden schallschutztechnisch aufgerüstet, alle Bodenbeläge und Wandbekleidungen 
wurden aufgearbeitet und die Innentüren erneuert. In diesem Zuge wurden auch die 
Schüler-WC-Anlagen saniert. 

2001 wurden das Lehrerzimmer, das Rektorat, das Schulsozialarbeiterzimmer und ein 
Besprechungszimmer saniert. Im Sommer 2001 wurde auch die Heizungsanlage durch 
die Stadtwerke Weinheim erneuert und ein Contracting-Vertrag für die Wärmeversorgung 
der Schule abgeschlossen. 

2003 wurden die Klassenzimmer im 1.OG des Pavillons III komplett saniert. Es konnte 
ein Musikzimmer, ein Computerzimmer und ein naturwissenschaftlicher Raum 
eingerichtet werden. 

2005 wurden die Verbindungsflure zwischen den Pavillons I-III in Brandabschnitte 
aufgeteilt und Brandschutztüren verbaut. 

2006 wurden im Erdgeschoss des Pavillon III alle Klassenräume umfangreich saniert. 

2010 erhielt die Stadt Fördergelder des Konjunkturpaketes II, mit denen sämtliche 
Fenster und Außentürenanlagen erneuert wurden. 

2015 wurde im EG des Pavillons III eine neue Küche für den Ganztagesbetrieb der 
Schule eingerichtet. 

Die Sporthalle, die WC-Anlagen sowie die Umkleidebereiche befinden sich in einem 
bauzeitlichen Zustand (Baujahr 1963) und sind stark sanierungsbedürftig. 

Im Ergebnis lässt sich festhalten, dass sich die Räumlichkeiten in den Pavillons I und II 
(ehemalige Klassenzimmer) sowie im Verwaltungsgebäude für die angedachte Nutzung 
als Kindertagesstätte gut eignen. 

2.3 Erforderlicher Umbau zur Kindertagesstätte 

Für den Betrieb einer 5-gruppigen Kindertagesstätte müssen in den ehemaligen 
Klassenzimmern jeweils Gruppen-, Intensiv- und Schlafräume im Pavillon I und II 
untergebracht werden. Ebenso ist ein Werkraum, eine Küche und ein Essbereich zu 
integrieren. 

Um die ehemaligen Klassenräume in den Pavillons I und II für den Kindergartenbetrieb 
herzurichten genügt es, die Wände malertechnisch neu anzulegen. Die 
Parkettbodenbeläge müssen nach 20 Jahren aufgearbeitet und für den 
Kindergartenbetrieb versiegelt werden. Zusätzlich werden 5 Intensivräume mittels 
Trockenbauelemente in den großen Klassenräumen ausgebildet. 

Die vorhandenen Schüler-WC-Anlagen sind nicht kleinkindgerecht und müssen im 
Pavillon I und II entsprechend den Vorgaben des Kommunalverbandes für Jugend und 
Soziales (KVJS) umgebaut werden. Zusätzlich ist der Einbau einer behindertengerechten 
WC-Anlage gefordert. 
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Im Verwaltungstrakt soll zukünftig der Arbeitsplatzbereich für die KiTa-Leitung und die 
pädagogischen Fachkräfte angesiedelt werden. Zwei Räume (ehemals 
Schulsozialarbeiter- und Elternsprechzimmer) sollen zu einem Mehrzweckraum 
umgebaut werden. Die WC-Anlagen im Verwaltungstrakt müssen entsprechend renoviert 
werden. 

Der Hauptzugang zwischen Verwaltungsgebäude und Pavillon I ist über Treppenstufen 
erschlossen. Für die zukünftige Nutzung als Kindertagesstätte wird es erforderlich, den 
Eingangsbereich barrierefrei mittels Rampenlösung auszubilden. 

Die Außenanlagen sollen kindergartengerecht neu gestaltet werden. Die fünf 
Gruppenräume erhalten einen barrierefreien Austritt ins Außengelände. 

Für den Umbau des Schulgebäudes zur Kindertagesstätte (Bereich Verwaltungstrakt, 
Pavillon I und II) hat das Amt für Immobilienwirtschaft auf der Grundlage der vom Amt für 
Bildung und Sport aufgestellten Raumanforderungen eine Grobkostenschätzung anhand 
statistischer Kostenkennwerte gemäß BKI ermittelt. 

Eine umfassende energetische Sanierung hat bisher nicht stattgefunden. Nur bei einer 
geplanten längerfristigen Nutzung des Gebäudekomplexes wäre es aus Sicht der 
Verwaltung sinnvoll, auch eine Erneuerung der Dachflächen zu realisieren.  

Entsprechend ist für diese Maßnahme mit Kosten in Höhe von 815.000 € zu rechnen. Die 
Erstausstattung der Gruppenräume wurde in die Grobkostenschätzung mit 
aufgenommen. 

Die Kindertagesstätte könnte im Herbst 2022 in Betrieb genommen werden. 

3 Eventuelle Nutzung von Pavillon III als Außenstelle einer Grundschule 

Die auf Basis der Meldedaten erstellten Schülerzahlenprognosen zeigen, dass die 
Kapazitäten an den bestehenden Grundschulstandorten in der Kernstadt und der 
Weststadt ausreichend sind, um auch in den nächsten Jahren alle Kinder in diesen 
Stadtteilen aufnehmen zu können. Möglicherweise müssten hierfür einzelne 
Schulbezirksgrenzen angepasst werden. Entsprechende Berechnungen werden vom Amt 
für Bildung und Sport regelmäßig erstellt und fortgeschrieben. Bei der Erstaufsiedelung 
von Neubaugebieten entstehen erfahrungsgemäß in den ersten zehn Jahren Spitzen bei 
den Kinderzahlen, die in der Regel in den bestehenden Schulen aufgefangen werden 
können. 

Ein Erhalt des Pavillons III und der Sporthalle ist deshalb zur Deckung des Bedarfs an 
Schulplätzen an sich nicht notwendig. Ein möglicher Rückbau von Pavillon III und 
Sporthalle kann jedoch nicht aus Sanierungsmitteln gefördert werden, weil das Ziel der 
Sanierung, nämlich die großräumige Umnutzung des Areals der Johann-Sebastian-
Bachschule, nicht im Durchführungszeitraum der städtebaulichen Sanierungsmaßnahme 
„Westlich Hauptbahnhof“ erreichbar ist. Daher ist aus Sicht der Verwaltung der Rückbau 
zum jetzigen Zeitpunkt nicht empfehlenswert, zumal das Amt für Immobilienwirtschaft 
darauf hingewiesen hat, dass die separate und gegenüber einer endgültigen Umnutzung 
des Grundstücks vorgezogene Durchführung des Abrisses zusätzliche Kosten beinhaltet 
(Abtrennungen, Ertüchtigungen verbleibender Fassadenelemente, Verfüllungen usw.). 
Die Kosten für eine Abtrennung und den Rückbau des Pavillons III und der Sporthalle 
würden sich nach einer vom Amt für Immobilienwirtschaft vorgenommenen 
Grobkostenschätzung anhand statistischer Kostenkennwerte gemäß BKI auf rund 
630.000 € belaufen. 
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Die Verwaltung schlägt daher vor, den Pavillon III und die Sporthalle der Johann-
Sebastian-Bachschule vom übrigen Gebäude abzutrennen, aber nicht rückzubauen.  

Sollte entgegen den jetzigen Berechnungen zu einem späteren Zeitpunkt ein zusätzlicher 
Bedarf entstehen (z.B. aufgrund erheblich steigender Anmeldezahlen für die 
Ganztagsbetreuung in der Grundschulbetreuung oder um eventuelle Spitzen bei den 
Kinderzahlen aufzufangen), könnte Pavillon III als möglicher Standort für eine 
Außenstelle einer Grundschule genutzt werden.  

Grundsätzlich wäre der Pavillon III hierfür ohne Umbaumaßnahme nutzbar, allerdings 
weist das Untergeschoss Feuchteschäden auf. Sollte eine Weiternutzung erfolgen, 
müssten zudem aufgrund der langen Wasserversorgungsleitungen (ca. 95 m vom 
Anschlussraum im Verwaltungsgebäude über den Pavillon III bis zur Sporthalle) 
technische Maßnahmen ergriffen werden, um der Legionellenbildung wirksam 
vorzubeugen. Für die Umsetzung der technischen Maßnahme müssten zusätzliche 
Investitionskosten im unteren 5-stelligen Bereich veranschlagt werden. 

4 Zeitschiene 

Mit dem Umbau der Johann-Sebastian-Bachschule könnte nach Abschluss der Planung 
und Haushaltsgenehmigung 2021 in den Sommerferien 2021 begonnen werden. Dies 
setzt voraus, dass mit den Planungen noch in 2020 begonnen werden kann und im 
Haushaltsjahr 2020 hierfür ein Ansatz von 50.000 € außerplanmäßig zur Verfügung 
gestellt wird. Die Inbetriebnahme der Kindertagesstätte könnte im Herbst 2022 erfolgen. 

Parallel zum Umbau würde ein Trägerauswahlverfahren durchgeführt werden.  

5 Aktueller Stand der Prüfung weiterer Maßnahmen zum Ausbau der 
Kita-Plätze 

Nach heutigem Stand soll mit dem Neubau der KiTa „Am Markusturm“ im Frühjahr 2021 
begonnen werden. Ein Bauantrag wurde bereits gestellt. Übergangsweise sollen die dort 
betreuten Kinder in einer KiTa in Containerbauweise auf dem Gelände 
Freiburger/Karlsruher Straße untergebracht werden. Dort wäre jetzt schon die Einrichtung 
einer dritten Kindergartengruppe möglich. Hierzu befindet sich die Verwaltung in 
Abstimmung mit der Evangelischen Kirche.  

Die TSG 1862 Weinheim hat signalisiert, die Sport-KiTa „Purzel“ (1,5 Gruppen) bis 
2026/2027 weiter zu betreiben. Der Bau der „großen“ Sport-KiTa soll nach Auskunft des 
Trägers bis Mitte 2023 abgeschlossen sein, die Eröffnung könnte dann zu Beginn des 
Kindergartenjahres 2023/2024 erfolgen.  

Aufgrund der bekannten Verzögerungen bei der Erschließung des Neubaugebiets 
Allmendäcker gibt es auch zur dort geplanten KiTa keinen neuen Planungsstand. Da 
jedoch auch kein Zuzug von Kindern ins Neubaugebiet erfolgt, sind die aktuellen 
Auswirkungen hier relativ gering. 

Gekoppelt mit dem Neubau der Kita Allmendäcker ist der Neubau des Kindergartens 
Waid. Auch hierzu gibt es deshalb keinen neueren Planungsstand. 

Bzgl. der Realisierung weiterer Gruppen an den möglichen Standorten Bürgerpark, 
Kuhweid und Freiburger/Karlsruher Straße soll dem Gemeinderat, wie beschlossen, im 
Herbst 2020 eine Beschlussvorlage zur Entscheidung vorgelegt werden. Es zeichnet sich 
ab, dass – wie oben beschrieben - der Standort Freiburger/Karlsruher Straße als 
Übergangsstandort für die Kita „Am Markusturm“ genutzt wird.  
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Zudem wird zu prüfen sein, ob ein weiterer zusätzlicher Standort noch gebraucht wird, 
wenn die Johann-Sebastian-Bachschule zur KiTa umgebaut wird. 

In der Sitzung am 06.05.2020 hat der Gemeinderat bereits die Errichtung eines 
Naturkindergartens (0,5 Gruppe) in Rippenweier beschlossen. 

Insgesamt wird es auch zukünftig erforderlich sein, flexibel auf die Entwicklung der 
Kinderzahlen zu reagieren. Die sich aus diesen Maßnahmen und die Verschiebung der 
Erschließung Allmendäcker ergebenden Auswirkungen auf die Platzsituation sind der 
Anlage 2 zu entnehmen. 

 
 

Alternativen: 

Keine 

 
 

Finanzielle Auswirkung: 

Investitionskosten 

Die finanziellen Mittel für die Umnutzung der Johann-Sebastian-Bach Förderschule als 
Kindergartenstandort sind im Haushaltsplan 2020 nicht eingeplant. Die erforderlichen 
Ausgaben für den Umbau und die Gestaltung des Außengeländes von rd. 765.000 € (ohne 
Vorplanung) müssen im Finanzhaushalt, Teilhaushalt 5 für die Haushaltsjahre 2021 und 
2022 investiv eingestellt werden. 

Für die im Haushaltjahr 2020 erforderliche Vorplanung müssen 50.000 € außerplanmäßig zur 
Verfügung gestellt werden. Zur Deckung der außerplanmäßigen Ausgaben können Mittel der 
Maßnahme „Machbarkeitsstudie Kita-Neubau (Standortfindung)“ Kostenstelle 112451110, 
Sachkonto 44310220 herangezogen werden. (Siehe zu den Kosten auch Anlage 3) 

Unter Berücksichtigung von Gesamtkosten in Höhe von ca. 815.000 € für die investive 
Umbaumaßnahme und einer geplanten Nutzungsdauer des Gebäudes sowie der 
dazugehörigen Außenanlage von ca. 8 Jahren werden jährliche Abschreibungen in Höhe von 
ca. 101.875 € ergebniswirksam. 

In der Mittelfristigen Finanzplanung sind außerdem für das Haushaltsjahr 2023 durch den 
geplanten Verkauf des Grundstückes „Johann-Sebastian-Bach Förderschule“ Einnahmen in 
Höhe von 1.900.000 € vorgesehen. Durch die Umbaumaßnahme und die damit verbundene 
Weiternutzung des Gebäudes für ca. 5-10 Jahre können die geplanten Verkaufserlöse in 
Höhe von 1.900.000 € in diesem Zeitraum nicht erzielt werden.    

Der von dem Kindergarten genutzte Grund und Boden sowie das Gebäude werden als 
notwendiges Betriebsvermögen dem Betrieb gewerblicher Art (BgA) „Kindergärten“ 
zugeordnet. Aufgrund der Zuordnung zum BgA sind für einen möglichen außerordentlichen 
Ertrag aus der späteren Vermarktung des Grundstücks Ertragssteuern zu entrichten. 

 

Betriebskosten 

Für eine 5-gruppige Einrichtung ist mit laufenden Betriebskosten von jährlich rd. 900.000 € zu 
rechnen.  
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Anlagen: 

Nummer:  Bezeichnung  

1 Entwurf Grundriss KiTa „Johann-Sebastian-Bach“ 

2 Maßnahmenübersicht: Ausbau KiTa-Betreuungskapazitäten (Ü3-Kinder) 

3 Kostenschätzung Umbau gemäß BKI  

4 Beschlussvorlage „Entwicklung des westlichen Teils des 
Sanierungsgebiets „Westlich Hauptbahnhof“ - weiteres Vorgehen für die 
Entwicklung des Bereichs zwischen Johann-Sebastian-Bach-Förderschul-
Areal und Bauhof“ 

  
 
 

Beschlussantrag: 

Der Gemeinderat beschließt: 

1. Die Johann-Sebastian-Bachschule wird nach Umzug der Schule in das neue 
Schulzentrum Weststadt (SZW) vorübergehend für mindestens fünf Jahre als 5-gruppige 
Kindertagesstätte genutzt. Der vorgesehene Abriss des Schulgebäudes wird bis dahin 
verschoben. 

2. Die hierfür erforderlichen Haushaltsmittel für den Umbau des Verwaltungsgebäudes 
sowie der Pavillons I und II von rd. 765.000. € werden im Finanzhaushalt, Teilhaushalt 5 
in den Haushaltsjahren 2021 und 2022 investiv eingestellt.  

3. Für die im Haushaltsjahr 2020 erforderlichen Vorplanungen werden davon 50.000 € 
außerplanmäßig zur Verfügung gestellt. Zur Deckung der außerplanmäßigen Ausgaben 
werden die Haushaltsmittel der Maßnahme „Machbarkeitsstudie Kita-Neubau 
(Standortfindung)“ Kostenstelle 112451110, Sachkonto 44310220 herangezogen. 

4. Pavillon III und Sporthalle werden vom restlichen Gebäude organisatorisch abgetrennt 
und stehen optional zur Nutzung als Außenstelle einer Grundschule zur Verfügung, 
sofern ein zusätzlicher Bedarf entsteht, der an den bestehenden Grundschulstandorten 
nicht gedeckt werden kann.  

gezeichnet gezeichnet 

Manuel Just Dr. Torsten Fetzner 
Oberbürgermeister Erster Bürgermeister 
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Stadt Weinheim Anlage 2
Amt für Bildung und Sport

Maßnahmenübersicht: Ausbau KiTa-Betreuungskapazitäten
Ü3-Bereich (3 Jahre bis Schuleintritt)

2021/22 2022/23 2023/24 2024/25 2025/26 2026/27 2027/28 2030
Prognostizierter (Fehl-)Bestand Plätze*

Fehlbestand in Gruppen
-52**
-2,5

-25
-1,5

-25
-1,5

-52**
-2,5

-26
-1,5

+18
+1

+18
+1

+36
+1,5

ergibt (Fehl-)Bestand -2,5 -2,5 +1 +2,5 +1 +2 +3,5 +3

Verwaltungsvorschlag Gruppen
aktuell

Ev. KiTa Sonne 2,5

Ev. KiTa Markusturm 2 +1 (0) Bezug
Neubau

Ev. KiTa Kindernest 3 -3
Sport-KiTa 1,5 -1,5
Sport-KiTa TSG 1862 Weinheim 0 +4
Kinderhaus Rasselbande (Naturgruppe) 0,5 +0,5

KiTa Allmendäcker*** 2 +2
Städt. KiTa Waid*** 2 -2 +2 (Neubau)

-Sebastian- 0 +5 -2
Bestand nach Maßnahme: -1 +2,5 +5 +2,5 +1 +2,5 +1,5 +0

* unter Berücksichtigung der geplanten Änderung der Einschulungsstichtage.
** Zu Beginn Kiga-Jahr 2021/22 lt. Bedarfsplanung (-77 Plätze) abzgl. 25 Plätze, die für das Neubaugebiet Allmendäcker benötigt werden. Solange dieses noch nicht

aufgesiedelt wird, entsteht auch der Fehlbestand nicht. Ab 2024/25 wurden diese 25 Plätze wieder zum errechneten Fehlbestand (27 Plätze) hinzugefügt.
Ab 2022/23 wurde je Kiga-Jahr analog biregio von einer 1,5%-igen Steigerung bis 2025/26 ausgegangen, anschließend Rückgang um jährlich 1%.

*** Abhängig vom möglichen Baubeginn der KiTa Allmendäcker.
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Beschlussvorlage
Federführung: Drucksache-Nr.
Amt für Stadtentwicklung 075/20
Geschäftszeichen:
61-MH

Beteiligte Ämter:
Amt für Bildung und Sport
Amt für Immobilienwirtschaft
Stadtkämmerei
Datum:

24.06.2020

Beratungsfolge: Ö/N Beschlussart Sitzungsdatum:
Ausschuss für Technik, Umwelt und
Stadtentwicklung Ö Vorberatung 15.07.2020

Gemeinderat Ö Beschlussfassung 22.07.2020

Anhörung Ortschaftsrat  Ja  Nein

Finanzielle Auswirkung  Ja  Nein

Betreff:
- weiteres

Vorgehen für die Entwicklung der Bereiche Johann-Sebastian-Bach-Förderschul-Areal und
Bauhof sowie des Bereichs dazwischen

Beschlussantrag:

Der Gemeinderat beschließt die in der Vorlage dargelegten Vorschläge zum weiteren
Vorgehen

für die Entwicklung des Johann-Sebastian-Bach-Förderschul-Areals (aufgrund der
Interimsnutzung zur Kinderbetreuung keine Umnutzung des Geländes im Rahmen des
Durchführungszeitraums des Sanierungsgebiets, keine vorgezogene Entwicklung von
Teilbereichen)

und für die Entwicklung im Bereich des Bauhofs (keine Verlagerung im Rahmen des
Durchführungszeitraums des Sanierungsgebiets).
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Für den Bereich zwischen JSBS-Areal und Bauhof stimmt der Gemeinderat dem von der
Verwaltung dargelegten weiteren Vorgehen mit den noch zu erledigenden Prüfungen zu.
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Verteiler:
1 x Protokollzweitschrift
1 x Dez. II
1 x Amt 20, 40, 65
1 x Amt 61 z.d.A.

Bisherige Vorgänge:
ATU/087/13 Einleitung der vorbereitenden Untersuchungen nach § 141 BauGB zur

GR/195/13 Schulentwicklung Weststadt; Bau eines Schul- und Kulturzentrums, Ergebnisse
der Machbarkeitsstudie

GR/050/14
GR/141/14 Erlass der Richtlinien zur Förderung von privaten Objektsanierungen
GR/008/15 Teilprojekt Nachnutzung GRN-Areal, Ergebnisse des Planungsworkshops und

Zustimmung zum weiteren Vorgehen und Beteiligung der Öffentlichkeit und des
Gemeinderats im Sanierungsverfahren

GR/036/16 Erneuter Satzungsbeschluss im ergänzenden Verfahren

Beratungsgegenstand:

1. Ausgangssituation

Der Ausschuss für Technik und Umwelt hat in seiner Sitzung am 12.06.2013 die
Durchführung vorbereitender Untersuchungen zur Vorbereitung der Erweiterung der
städteba
vorbereitenden Untersuchungen erfolgten zwischen Juli und Oktober 2013. Der
Ergebnisbericht machte deutlich, dass im begutachteten Gebiet erhebliche städtebauliche
Missstände vorlagen.
Auf Grund dieser Sachlage hat der Gemeinderat der Stadt Weinheim die förmliche

beschlossen. Die Satzung wurde schließlich am 31.10.2014 öffentlich bekannt gemacht und
ist mit der Bekanntmachung in Kraft getreten.
Zum 16.03.2016 wurde vom Gemeinderat der Stadt Weinheim die förmliche Festlegung des

verfolgten Ziele blieben gegenüber dem Satzungsbeschluss vom 19.03.2014 unverändert
bestehen.
Eines dieser Ziele, so festgehalten im Stadtentwicklungskonzept zum Sanierungsgebiet

Teilbereichs des Sanierungsgebiets - im Wesentlichen die Grundstücke westlich der
Fichtestraße -
wird im Ergebnisbericht ausgeführt, dass sich unter der Maßgabe des Wegfalls der
Schulnutzung (Johann-Sebastian-Bach-Schule [JSBS]) sowie einer Einbeziehung der derzeit
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unbebauten Grundstücksteile für diesen Teilbereich mittelfristig die Möglichkeit der

der Stärkung der angrenzenden Wohnnutzungen anbiete. Auf Grund der baulichen Mängel
wird von einem Abriss der JSBS im Ergebnisbericht ausgegangen. (vgl. Vorbereitende

- - Oktober 2013 und
Ergänzung 2016, S.94). Der Umstand des Wegfalls der Schulnutzung resultiert aus einem
vorangegangenen Gemeinderatsbeschluss hinsichtlich der weiteren Schulentwicklung in
Weinheims Weststadt aus dem Jahr 2013. Dieser ermöglicht erst eine städtebauliche
Entwicklung des Areals wie im Ergebnisbericht dargelegt. Der Beschluss sieht im
Wesentlichen die Aufgabe der beiden Schulstandorte Albert-Schweitzer-Schule und Johann-
Sebastian-Bach-Schule sowie eine Zusammenführung der beiden Schulen am Standort des
Rolf-Engelbrecht-Hauses vor.
Neben der Entwicklung des beschriebenen Teilbereichs werden im Ergebnisbericht weiterhin
der derzeitige Standort des städtischen Bauhofs und dessen weitere, langfristige Zukunft
thematisiert. Auf Grund der zentralen Lage sowie der großen Fläche wurde dem Bauhof
bereits im Zuge der vorbereitenden Untersuchungen zum Sanierungsgebiet ein
entsprechendes Entwicklungspotential attestiert. Laut dem städtebaulichen
Entwicklungskonzept ist betreutes Wohnen ergänzt um eine Mischung aus Wohnen und
Dienstleistungen auf dem Gelände denkbar. Im Rahmen der förmlichen Festlegung des
Sanierungsgebiets wurde im Ergebnisbericht der Vorbereitenden Untersuchungen hierzu
festgehalten, dass eine zweiteilige Prüfung hinsichtlich der weiteren Perspektive des Bauhofs
erfolgen solle. Zunächst sei zu überprüfen, ob der Bauhof nicht in eine vorrangig für Gewerbe
geeignete Lage verlegt werden könne. Käme eine Verlagerung nicht in Frage, so sei gemäß

Lage eine konsequente Flächenreduzierung/-
- - Oktober

2013 und Ergänzung 2016, S. 77).
-Sebastian-Bach-

Schule- -

diesem Bereich ab. Laut Ergebnisbericht sei eine mittelfristige Entwicklung zu Wohnzwecken
in diese -

- Oktober 2013 und Ergänzung 2016, S. 76).

annten Ziele allerdings erst dann verfolgt werden, sobald
andere, für das Gebiet priorisierte Maßnahmen/Ziele angestoßen bzw. abgeschlossen
wurden (u. a. Umbau und Umnutzung der Karrillon-Schule (in 2014/2015), Neubau der KiTa
Freudenberg (in 2014), S-Bahn-gerechter Umbau des Hauptbahnhofs (bis 2018) sowie
Umnutzung des heutigen GRN-Areals (dauert noch an)). Mit dem erfolgten oder bald zu
erwartendem Abschluss der in Klammern angeführten Projekte rücken nun die drei

-Sebastian-Bach-Schule- -
verbleibende, im Eigentum der Baugenossenschaft stehende Restfläche zwischen den
beiden Arealen - entsprechend den Ausführungen der Beschlussvorlage aus 2014 - in den
Fokus der weiteren Betrachtung der Verwaltung (vgl. Abbildung 1).
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Abb.

Für die Frage des künftigen Umgangs mit dem JSBS-Areal basierten die 2014 getroffenen
Festlegungen des Sanierungskonzepts auf einer vorangegangenen dezidierten
Beschlussfassung des Gemeinderats zur Schulentwicklung im Bereich der Weststadt
(GR/195/13). Der im Zuge der Gemeinderatssitzung vom 11.12.2013 zugestimmten
Beschlussformel (37 Ja-Stimmen, 3 Gegenstimmen und 2 Enthaltungen) hinsichtlich der
weiteren Schulentwicklung im Bereich der Weststadt lautete wie folgt:

- und Kulturzentrum in Weinheims Weststadt mit
Aufgabe der Schulstandorte an der Albert-Schweitzer-Schule und der Johann-Sebastian-
Bach-Schule und die Zusammenführung beider Schulen am Standort des Rolf-Engelbrecht-
Hauses unter Einbeziehung des Rolf-Engelbrecht-

Mit Beschluss des Sanierungskonzepts ging weiterhin die Aufgabe für die Verwaltung einher,
die stets sich ändernden Rahmenbedingungen in Gesellschaft und Stadt zu beobachten und
in den weiteren Planungen - -
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entsprechend zu berücksichtigen. Dies umfasst auch die Betrachtung der Kinder- und
Schülerzahlen, um diese adäquat in Relation zu Ansprüchen/Bedarfen in den Weinheimer
Kitas/Grundschulen zu stellen. Das für das Sanierungsgebiet zuständige Amt für
Stadtentwicklung hat hier von Beginn an das Amt für Bildung und Sport (Amt 40) gebeten,
durch die Entwicklung des Sanierungsgebiets mit einer maximal denkbaren Mehrung an
Wohneinheiten auftretende Zusatzbedarfe an Einrichtungen frühzeitig aufzuzeigen, um
entsprechende Flächen zu realisieren. Die Aussagen von Amt 40 mit Untermauerung
externer Bedarfsstudien zur Kinderbetreuungs- und Schulsituation für die geplante
Entwicklung des Sanierungsgebiets lauten wie folgt:

Kein zusätzlicher Bedarf an Kinderbetreuungsplätzen im Sanierungsgebiet selbst, der
über das bestehende Angebot der dort gelegenen Einrichtung Pusteblume hinausgeht.
Die heute zum Teil mit gebietsexternen Kindern belegte Einrichtung könne mit
Aufsiedlung des Sanierungsgebiets in der Belegung umgestellt werden auf die Kinder,
die dann aus der unmittelbaren Nachbarschaft kommen. Für das Gebiet selbst ergibt sich
dann eine ausreichende Versorgung mit Kinderbetreuungsplätzen.

 Der durch die Aufsiedlung des Sanierungsgebiets entstehende Anstieg der Zahl der
Grundschulkinder im Gebiet kann durch den auch heute schon gemäß der bestehenden

-
werden. Gegebenenfalls sind Anpassungen der jetzigen Schulbezirksgrenzen
erforderlich. Aus Sicht der Verwaltung ist somit der Erhalt der Johann-Sebastian-Bach-
Schule als zusätzlicher Grundschulstandort nicht erforderlich.

Einzelne Fraktionen des Gemeinderats haben in der Vergangenheit artikuliert, dass sie beim
Thema Grundschule abweichend von den dargelegten Einschätzungen gerne eine neue
Grundschuleinrichtung im Sanierungsgebiet etablieren würden. Unabhängig davon ergibt
sich beim Thema Kinderbetreuung für die nächsten Jahre ein vorübergehendes
gesamtstädtisches Unterbringungsproblem, das nach Einschätzung der Verwaltung am
besten am Standort JSBS gelöst werden kann.
Unter diesen zusätzlichen Überlegungen wurde für diesen westlichen Teil des

eine sinnvolle und zukunftsorientierte städtebauliche Entwicklung der drei genannten

2. JSBS-Areal
Um der Kindergartenbedarfsplanung in den kommenden Jahren in der Stadt Weinheim
gerecht werden zu können, möchte die Verwaltung durch den Gemeinderat beschließen
lassen, dass die Johann-Sebastian-Bach-Schule nach Umzug der Schule in das neue
Schulzentrum Weststadt (SZW) vorübergehend für mindestens fünf Jahre als 5-gruppige
Kindertagesstätte genutzt wird. Hierdurch erhofft sich die Verwaltung, den vorübergehend
steigenden Bedarf an Betreuungsplätzen decken zu können (siehe Beschlussvorlage Amt 40
für die Gemeinderatssitzung am 22.07.2020; Beschlussantrag 1).
Die übergangsweise Nutzung der JSBS als Kindertagesstätte für mindestens fünf Jahre
(erforderlich sind das Verwaltungsgebäude sowie die Pavillons I und II der JSBS) hat für die
weitere städtebauliche Entwicklung des Quartiers unmittelbar zur Folge, dass eine zügige
Konversion auf dem Areal - entsprechend der aktuellen Beschlusslage zum
Sanierungskonzept - im Rahmen des bis Mitte der 2020er Jahre reichenden

möglich ist.
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Diesen Umstand hat das Amt für Stadtentwicklung zum Anlass genommen zu prüfen, ob a)
die Bestandsgebäude der JSBS sowie dessen Umfeld eine langfristige, städtebauliche
Perspektive in der jetzigen Form aufweisen und ob b) eine kurz- bis mittelfristige
Teilentwicklung des Grundstücks, auf dem die JSBS derzeit steht, aus städtebaulichen
Gesichtspunkten vertretbar erscheint.

A) Langfristige Perspektive der Bestandsgebäude:
Aus verwaltungsinternen Recherchen geht hervor, dass in den vergangenen Jahrzehnten
zwar einzelne Modernisierungsmaßnahmen an der JSBS durchgeführt wurden. Um das
Gebäude langfristig und über eine Interimszeit von 5-10 Jahren hinaus nutzen zu können,
sind jedoch weitere umfangreiche Modernisierungs- und Sanierungsmaßnahmen notwendig.
Im Speziellen müssten das Dach erneuert, eine energetische Sanierung der Außenhülle des
Gesamtkomplexes durchgeführt, im Bereich Pavillon III neue Lichtschächte eingebaut und
der feuchte Sockelbereich aufgegraben und trockengelegt werden.
Unter funktionalen Gesichtspunkten wird eine fortführende Nutzung weiterhin dadurch
erschwert, dass die funktionale Ausrichtung des Gebäudes sehr spezifisch ist. Der bisherige
Grundriss eignet sich bspw. nur bedingt zu Wohnzwecken, da die jeweiligen Pavillons sehr
lang gezogen und über die jeweiligen Flure nur eine einseitige Erschließung erfolgt, sodass
erhebliche Nebenflächen bestehen.
Weiterhin ist der spezifische Gebäudegrundriss in Bezug auf energetische Aspekte negativ
zu bewerten. Auf Grund der an den Gängen nur einseitig angelegten Klassenzimmern und
der fingerartigen Baustruktur (ähnlich einem Heizkörper) ergibt sich eine sehr schlechte
energetische Ausgangslage, die auch dann erhalten bleibt, wenn eine Sanierung der Hülle
vorgenommen würde.
Eine weitergehende Nutzung von Gebäude und Umfeld wird aber auch aus
stadtplanerischen Gesichtspunkten - unabhängig vom Gebäudezustand - als sehr fragwürdig
erachtet, weil die derzeitige bauliche Struktur eine sehr ungünstige Ausnutzung des
Grundstücks darstellt und im Widerspruch zum großen Nutzungspotential der Fläche steht.
Das ca. 10.000 m² große Grundstück ist aktuell etwa zur Hälfte versiegelt, allerdings werden
nur rund 2.000 m² durch Gebäude überdeckt. Ca. 3.000 m² werden als Pausenhof,
Stellplatzflächen oder Zuwegungen genutzt.
Aus der sich hieraus ergebenden GRZ I von 0,2 (nur 20% der Grundstücksfläche sind mit
Gebäuden überbaut) und der meist eingeschossigen Bauweise der JSBS ergibt sich im
Folgenden eine - für die Lage des Areals - extrem unterdurchschnittliche Ausnutzung des
Grundstücks und somit eine sehr geringe Geschossfläche im Verhältnis zur
Grundstücksgröße.
Die Festsetzungen des Bebauungsplans Nr. 1/02-

-
steuern soll, ermöglichen im Wesentlichen eine GRZ von 0,4 und eine Bebauung mit bis zu
vier Vollgeschossen. Würde man ungefähr diese Rahmendaten auf das JSBS-Gelände in
seiner guten Lage an der Wormser Straße übertagen, wird deutlich, dass die Eignung des
Grundstücks ungefähr die sechs bis achtfache Nutzfläche (Geschossfläche) zulassen würde,
wie sie derzeit im Bestand auf dem JSBS-Gelände vorzufinden ist.
Im Umkehrschluss hat dies weiterhin zur Folge, dass im Falle einer Umnutzung auf der
JSBS-Fläche eine relativ hohe Anzahl an Wohneinheiten realisierbar wäre. Selbst wenn man
nur eine 3-4 geschossige Bebauung erwägen würde und notwendige Flächen für
Erschließung und Außenbereiche abzieht, ließen sich auf dem Gelände mind. 100
Wohneinheiten à 80 m² auf dem Gelände realisieren (gemäß dem allgemeinen städtischen
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Richtlinien 20% davon als sozial orientierter Wohnungsbau). Damit wird - wie auch schon bei
der Zieldefinition für das Sanierungsgebiet - deutlich, welches Innentwicklungspotential hier
in guter Lage vorhanden ist.
Selbst wenn man städtische Einrichtungen künftig dauerhaft auf dem Grundstück
unterbringen wollte, wird es in den allermeisten Nutzungsfällen sinnvoll sein, diese in
zeitgemäß kompakter Form sowie in einer auch energetisch zeitgemäßen Gebäudestruktur
und damit genau gegenteilig zum Bestandsgebäude auf der Fläche oder einer Teilfläche des
Grundstücks zu platzieren, sofern sie sich nicht ohnehin nur auf das Verwaltungsgebäude an
der Fichtestraße beschränken, das sich möglicherweise am ehesten für einen dauerhaften
Erhalt anbietet. Auf den für eine städtische Einrichtung nicht genutzten Flächenteilen ließe
sich dann Wohnen oder ähnliche Nutzungen unterbringen. Dabei sind natürlich vielfältige
Wohnformen wünschenswert, auch und gerade flexiblere Wohnformen für das Alter, oder
auch Einrichtungen für die Pflege, Betreuung und Versorgung pflegebedürftiger Menschen.
Mit der Errichtung solcher Nutzungen könnten die laut Kreispflegeplanung noch bestehenden
Unterdeckungen auch in der vollstationären bzw. teilstationären Pflege verringert werden. Ein
möglicher Standort für eine moderne und integrierte Pflegeeinrichtung wurde in den
bisherigen Planungen des Sanierungsgebietes von der Verwaltung eher direkt an der
Wormser Straße gesehen, als etwa auf den inneren Flächen des GRN-Areals.

Fazit:
Die Eignung von Grundstück und Gebäuden für eine Interimsnutzung von weiteren 5-10
Jahren nach Aufgabe der Förderschulnutzung im Gebäude, ist aus Sicht der Verwaltung
gegeben.
Allerdings ist es aus städtebaulicher Sicht nicht sinnvoll, die bestehenden Gebäudestrukturen
in ihrer jetzigen Form und unter dem mittelfristig entstehenden erheblichen
Sanierungsaufwand dauerhaft auf dem Grundstück zu erhalten. Dies begründet sich vor
allem durch die niedrige Nutzfläche der Gebäude im Verhältnis zur demgegenüber hohen
Inanspruchnahme von Grundfläche durch die Bestandsgebäude Das
Innenentwicklungspotential der Fläche liegt um ein Vielfaches höher, sodass selbst bei
dauerhafter Unterbringung städtischer Nutzungen auf dem Grundstück in den meisten Fällen
eine Loslösung vom alten Gebäudebestand geboten sein wird.

B) Kurz- bis mittelfristige Entwicklung von Teilstücken des JSBS-Grundstücks:
Da eine langfristige Perspektive für die Gebäude in seiner jetzigen Form aus Sicht der
Verwaltung nicht gesehen wird, hat die Verwaltung geprüft, ob es Sinn macht, ungenutzte
Flächen des Grundstücks sowie weitere ggfls. frei werdende Flächen (Rückbau von Pavillon
III sowie der Sporthalle) bereits zu entwickeln, solange noch Teile der JSBS für die
übergangsweise Kinderbetreuung genutzt werden.
Eine Entwicklung von Teilflächen wird aus Sicht des Amts für Stadtentwicklung grundsätzlich
als nicht zielführend erachtet. Dies lässt sich u. a. wie folgt begründen:
Ein wesentlicher Aspekt, der bei einer Teilentwicklung betrachtet werden sollte, ist der
zeitliche Rahmen. Grundsätzlich ist zu bedenken, dass eine Teilentwicklung - ähnlich einer

- den fast identischen Verfahrens- und
Planungsschritten bedarf. Diese würden in jedem Fall ein städtebauliches Wettbewerbs- und
Auswahlverfahren sowie ein Bebauungsplanverfahren umfassen. Für beide Schritte ist von
einem Zeitrahmen von zwei Jahren auszugehen. Sofern dann noch
Erschließungsmaßnahmen vorzunehmen sind, ist weitere Zeit von mitunter gut einem Jahr
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erforderlich, ehe die Hochbaumaßnahmen durchgeführt werden können. Allein deshalb stellt
sich die Frage, ob eine Entwicklung nicht ganzheitlich im Anschluss an die übergangsweise
Nutzung der JSBS stattfinden sollte.
Dies vor allem deshalb, weil nach ersten Prinzipskizzen durch das Amt für Stadtentwicklung
deutlich wurde, dass bei Erhalt der JSBS in seiner jetzigen Form nur vergleichsweise wenige
Wohneinheiten realisiert werden können. Auch mit einem durch die Verwaltung diskutierten
Abriss von Sporthalle und/oder Pavillon III entstünden keine sinnvollen Flächenzuschnitte,
die städtebaulich und unter ökologischen Gesichtspunkten vertretbar wären, weil die L-
förmige Fläche in Seiten- und Hinterlage zum Bestandsgebäude und der Wormser Straße
sowohl ungünstig geschnitten ist als auch ungünstig liegt. Doppelt erschlossene Grundstücke
wären nicht vollständig zu vermeiden (vgl. Abbildung 2).

Abb. 2: Möglicher Flächenzuschnitt bei Abriss der Sporthalle (Strich-Punkt-Linie)

Gerade dieser Erschließungsaufwand ist besonders kritisch zu hinterfragen, vor allem dann,
wenn er in Teilen bei einer Gesamtentwicklung des Grundstücks nicht erforderlich wäre.
Dieser von der Stadt oder dem künftigen Investor zu tätigende Aufwand schmälert die
möglichen Grundstückserlöse der Stadt bei einer Teillösung erheblich. Bei einer zeitlichen
Differenz von z.B. nur 5 bis 8 Jahren steht das nach Einschätzung der Verwaltung in keinem
vernünftigen Verhältnis zueinander. Auch sind mit einer Teilentwicklung städtebauliche
Lösungen, die eine Überplanung der Fläche aus einem Guss erfordern, nicht mehr möglich.
Aber auch für eventuelle anderslautende Zielrichtungen und Bedarfe der Stadt an diesem
Standort, die sich erst in ein paar Jahren ergeben könnten, wären durch Umsetzung einer
entsprechenden Teilentwicklung dann nur noch die eingeschränkten Spielräume auf der
verbleibenden Restfläche vorhanden.
In der Folge bedeutet dies zwar, dass sich die avisierten Grundstückserlöse für diese Fläche
im Ganzen und nicht nur in Teilen in die Zukunft verschieben. Immerhin aber wird das dann
zwingende Herausfallen der Entwicklung aus dem sanierungsrechtlichen Kontext bei der
Erzielung von möglichen Grundstückserlösen je nach Marktlage ein erheblicher Vorteil sein
können, weil die Stadt dann nicht mehr an die strengen Vorschriften des Sanierungsrechts
und der hierin preislich festgelegten Konditionen gebunden ist.
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Aus fachlicher Sicht kann die Verwaltung - unter Berücksichtigung genannter Gründe - eine
Entwicklung von Teilstücken des JSBS-Grundstücks daher nicht empfehlen.

Fazit:
Aus Sicht der Verwaltung macht es unter Berücksichtigung der vorgenannten Gründe zum
jetzigen Zeitpunkt keinen Sinn, ungenutzte Teilflächen sowie weitere ggfls. frei werdende
Teilflächen vorzeitig zu entwickeln und entsprechenden Nachnutzungen bereits vor einer
möglichen Gesamtentwicklung des Areals zuzuführen. Dies hat auch den Vorteil, dass zum
heutigen Zeitpunkt noch keine endgültige Festlegung für den weiteren Umgang mit der
Gesamtfläche und dem Gebäudebestand erfolgen muss, denn dies wird in jedem Fall nicht
zuletzt auch davon abhängen, ob und welche städtischen Einrichtungen langfristig auf dem
Grundstück erwünscht sind.

3. Bauhof-Areal
-

entsprechend der derzeitigen Beschlusslage zum Sanierungskonzept zwei mögliche
Entwicklungsansätze für die weitere Zukunft des Bauhofs-Areals geprüft: zum einen eine
vollständige Verlagerung des Bauhofs und zum anderen eine konsequente Optimierung der
Flächen unter Beibehaltung des aktuellen Standorts.
Im Vorlauf der Betrachtung der beiden möglichen Entwicklungsoptionen legt die Verwaltung
einige zur Entscheidungsfindung wesentliche Paramater des Bauhofs kurz dar.
Die Bausubstanz der Gebäude des Bauhofs geht im Wesentlichen auf das Jahr 1898 zurück.
Erst nach Ende der Nutzung als Schlachthof im Jahr 1986 wurden das Gelände sowie die
Gebäude sukzessive bis 1991 als Baubetriebshof umgenutzt und erweitert. In Umbau und
Erweiterung der Gebäude investierte die Stadt damals mehr als 4 Mio. Euro.
Zur Feststellung, ob eine sanierungsrechtliche Substanzwertentschädigung bei der
Verlagerung des Bauhofs in Anspruch genommen werden kann, hat die Stadt ein
unabhängiges Wertgutachten erstellen lassen. Die Gutachterin attestiert den einzelnen
Gebäuden im Allgemeinen einen normalen und gepflegten Zustand; offensichtliche
Bauschäden konnten keine festgestellt werden. Es wird von einer Restnutzungsdauer von
ca. 20 Jahren für den Bauhof ausgegangen.

A) Vollständige Verlagerung des Bauhofs:
Zur Beantwortung der Frage, ob eine vollständige Verlagerung des ca. 1,8 ha großen
Bauhofs sinnvoll erscheint, sind neben den bereits dargelegten Rahmenbedingungen (u. a.
baulicher Zustand und Restnutzungsdauer) zum Bauhof immobilienspezifische sowie
wirtschaftliche Aspekte zu betrachten und zu berücksichtigen.
Im Hinblick auf eine externe Verlagerung des Bauhofs muss zunächst die Frage der
Flächenverfügbarkeit gestellt werden. Gemäß verwaltungsinterner Rücksprache erscheint für
Weinheim eine Grundstücksgröße von mindestens ca. 9.000 m² realistisch, um alle für den
Betriebsablauf notwendigen Einrichtungen unterbringen zu können. Eine Verfügbarkeit von
entsprechend dimensionierten Flächen ist aktuell einzig in den Baugebieten

er Flächen
dieser Größenordnung. Dabei würde ein neuer Bauhof natürlich Flächen beanspruchen, die

n müsste.
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Würde man auf einer entsprechenden Fläche einen neuen Bauhof errichten, so geht die

vergleichbar dimensionierten Neubauten von Bauhöfen der jüngeren Vergangenheit an
anderen Orten. Je nach besonderen Anforderungen sind aber auch erkennbar darüber
liegende Baukosten nicht ausgeschlossen.
Im Gegenzug wären Einnahmen zu erwarten, wenn die Stadt das heutige Bauhofgrundstück
für eine ökonomisch höherwertigere Nutzung verkaufen würde. Im sanierungsrechtlichen
Rahmen ist für das ca. 18.000 m² große Bauhofgrundstück der mögliche Erlös auf den

wert verkauft, ist allerdings zu berücksichtigen, dass
dann in diesem Betrag bereits der vom Erwerber zu entrichtende Ausgleichs- bzw.

der Fläche vereinnahmt werden, sondern muss im Sanierungshaushalt als
sanierungsbedingte Einnahme verbucht werden. Hinzu kommen noch Abrisskosten, an der
die Stadt aufgrund der Förderfähigkeit nur 40% der Kosten zu tragen hätte. Maßgebend
allerdings ist die Frage der möglichen Substanzwertentschädigung. Bei letzterer wird bei
einem im Sanierungsgebiet zu verlagernden Betrieb der Restwert der Gebäude zum
Zeitpunkt der Betriebsverlagerung ermittelt, von dem dann von Bund und Land 60% als
Förderbetrag zur Verfügung gestellt werden. Denn die Durchführung der

die Anwendung dieser allgemeinen Förderregelung für kommunale Betriebe nicht ohne
Weiteres gelte und eine Ausnahmeentscheidung des Ministeriums für Wirtschaft, Arbeit und
Wohnungsbau erforderlich sei. Schon bei Einleitung des Sanierungsverfahrens ging die
Verwaltung davon aus, dass die Höhe und Gewährung einer möglichen
Substanzwertentschädigung entscheidend dafür sein wird, ob eine Komplettverlagerung des
Bauhofs wirtschaftlich als vertretbar eingeschätzt wird oder nicht. Grundlage ist in jedem Fall
eine externe, gutachterliche Ermittlung des Gebäudewertes. Das im letzten Jahr von der
Verwaltung beauftragtes Wertgutachten ergab, dass die Gebäude trotz der hohen damaligen

den Zeitpunkt der Bauhofverlagerung fortzuschreiben. Das Gutachten ist hierbei nicht zu
beanstanden, wie die Verwaltung ob des niedrigen Wertes nochmals verifizieren ließ. Somit
könnte nach heutigen Erkenntnissen für die bestehenden Gebäude eine

ert werden. Dies
ist im Verhältnis zu den hohen, einstmals angefallenen Investitionskosten nur ein marginaler
Beitrag, der weit hinter den ursprünglichen überschlägigen Erwartungen zurückbleibt.
Demnach ginge eine Bauhofverlagerung nach Schätzungen der Verwaltung mit einem
erkennbar siebenstelligen Minusbetrag einher, der diese Option aus Sicht der Verwaltung
nicht vertretbar erscheinen lässt. Wenn allerdings in ca. 20 Jahren oder später die
Notwendigkeit auf die Stadt zukommt, in den jetzigen Gebäudebestand wieder umfassend
investieren zu müssen, wird sich die Frage nach einer möglichen Verlagerung wahrscheinlich
wieder stellen. Denn dann müsste ggf. überlegt werden, ob man noch einmal in die Altbauten
auf dem jetzigen Grundstück oder alternativ in Neubauten an anderer Stelle investieren
möchte.

Fazit:
Die Verwaltung kommt auf Grund der dargelegten Punkte zur Einschätzung, dass eine
vollständige Verlagerung des Bauhofs - insbesondere im Hinblick auf die wirtschaftlichen
Aspekte - aktuell nicht sinnvoll erscheint.
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B) Flächenoptimierung unter Beibehaltung des aktuellen Standorts:
Da aus Sicht der Verwaltung eine Verlagerung des Bauhofs zum jetzigen Zeitpunkt nicht in
Frage kommt, wurde weitergehend geprüft, wie eine etwaige Flächenoptimierung unter
Beibehaltung des aktuellen Standorts aussehen könnte.
Das Amt für Stadtentwicklung hat in diesem Zusammenhang mit der derzeitigen
Bauhofleitung mögliche Optimierungsmöglichkeiten in einem ersten Schritt unverbindlich
besprochen. Aus den Gesprächen ging hervor, dass eine Optimierung grundsätzlich nur im
Bereich der südlichen Flächen des Bauhofs denkbar wäre. Dies am ehesten für die heute
nicht mit Gebäuden bebauten Flächen, auf denen sich zwei Silos sowie verschiedene
Lagerstätten für unterschiedliche Abfälle und Baumaterialien befinden, aber möglicherweise
auch für die bestehende Abstell- und Waschhalle, wenngleich dies besondere
Schwierigkeiten aufwerfen würde . Aktuell prüft die Bauhofleitung die Möglichkeiten von
Flächeneinsparungen, Synergien und die Umorganisation der vorhandenen Nutzungen. Ein
Ergebnis liegt noch nicht vor.
Für die Stadtentwicklung ist diese Prüfung von hohem Interesse, weil der maximal denkbare
Flächenumgriff, der möglicherweise freigezogen werden könnte (siehe Abbildung 4 -
schraffierte Fläche), einen sehr guten Spielraum für eine städtebauliche Entwicklung
darstellt, insbesondere in Zusammenhang mit dem bisher ungenutzten südwestlichen
Nachbargrundstück. Dass in jedem Fall ein Teil des möglichen städtischen
Grundstückserlöses für die freigezogenen Flächen für die Umorganisationen auf dem
Bauhofareal aufgewendet werden muss, ist aus Sicht der Stadt unstrittig. Die Prüfergebnisse
werden zeigen, in welchem Umfang dies erforderlich ist. Dies beinhaltet ausdrücklich auch
die Möglichkeit, dass aus wirtschaftlichen Erwägungen heraus eine entsprechende
Freiziehung von Bauhofflächen nicht vertretbar oder umsetzbar ist und damit die
nachstehend in Kapitel 4 dargelegten Entwicklungsüberlegungen für diesen Bereich in dieser
Form und diesem Umfang nicht umsetzbar sind.

Abb. 3: Mögliche Flächenverkleinerung des Bauhofs (schraffiert)
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Fazit:
Im Ergebnis kann festgehalten werden, dass im südlichen Bereich eine gewisse
Verkleinerung und eine damit einhergehende Umstrukturierung des Bauhofs aus Sicht der
Verwaltung grundsätzlich denkbar erscheint. Die genaue Prüfung der Möglichkeiten und der
Wirtschaftlichkeit wird zeigen, was hier möglich ist.

4. Gelände zwischen JSBS-Areal und Bauhof-Areal
Aufgrund dieser denkbaren Verkleinerung des Bauhof-Areals im südlichen Bereich hat das
Amt für Stadtentwicklung Überlegungen angestellt, ob und was sich mit den maximal
ergebenden Flächenspielräumen zwischen einer mittelfristig am Standort verbleibenden
Nutzung auf dem JSBS-Areal und dem flächenoptimierten Bauhof möglich ist, also ob die
entsprechenden Flächen städtebaulich sinnvoll entwickelt werden könnten.
Im Ergebnis hat das Fachamt die nachfolgende grobe erste Planungsidee entwickelt:

Abb. 4: Mögliche Planungen zur Entwicklung der Flächen zwischen den JSBS-Areal und dem Bauhof-Areal

Im Wesentlichen ist eine Entwicklung von Fläche 1a [ca. 4.200 m²] und Fläche 1b [ca. 3.100
m²] zu Wohnzwecken denkbar. Unter Annahme einer GRZ von 0,4 sowie einer 3-4-
geschossigen Bebauung könnten auf Fläche 1a mindestens 50 bis 60 Wohneinheiten und
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auf Fläche 1b mindestens 35 bis 45 Wohneinheiten realisiert werden. Pro Wohneinheit wurde
eine durchschnittliche Größe von 80 m² angesetzt; 20 % sozial orientierter Wohnungsbau
sind vorgesehen. Das Amt für Stadtentwicklung möchte an dieser Stelle darauf hinweisen,
dass die dargestellten Bautypologien und Gebäudestellungen zunächst nur dazu dienen
sollen, einen ersten Eindruck einer möglichen Bebauung zu erhalten.
Die Planung erstreckt sich auf Flächen der Stadt Weinheim (Flst. Nrn. 9961, 10076/40 sowie
11449/3) sowie der Baugenossenschaft 1911 Weinheim e.G. (Flst. Nrn. 9961/1 und 9961/3).
Alle in der dargestellten Planung städtischen (Teil-)Flächen werden derzeit noch durch den
Bauhof genutzt. Weitere Grundstücksflächen werden nicht beansprucht.
Stellplätze, die mit einer entsprechenden Nutzung notwendig werden, sollen unterirdisch
realisiert werden. Ist für Fläche 1b eine eigenständige Tiefgarage vorgesehen, so ist für
Fläche 1a vorstellbar, auf die bestehende Tiefgarage der Gebäude an der Händelstraße
(auch hier ist die Baugenossenschaft Eigentümerin) zurückzugreifen und diese von West
nach Ost auszudehnen bzw. auszubauen. Dieser Lösungsansatz würde keine Erschließung
über eine eigene Straßenverkehrsfläche zum Erreichen der jeweiligen Grundstücke
erfordern.
Mit dem Anlegen zweier öffentlicher Fußwege (Fläche 2a und 2b) soll die interne, fußläufige
Erschließung gesichert werden. Die beiden Wege dienen sowohl der Erschließung der neuen
Wohngebäude (Flächen 1a und 1b) als auch der Verknüpfung von Händelstraße und GRN-
Areal (Geltungsbereich Bebauungsplan Nr. 1/02-16). Bei entsprechender Dimensionierung
können die Fußwege (im Speziellen Fläche 2b) auch als Zuwegung für Rettungskräfte
dienen; ein Anschluss an das JSBS- bzw. Bauhof-Areal ist grundsätzlich denkbar. Die
vorgestellte Wegeführung dient auch dazu, dass die möglicherweise zu einem späteren

- -
werden können. Die ca. 90 m² große Fläche 3, die als Grünstreifen angelegt werden soll,
trennt den Bauhof und die neue Wohnlage optisch voneinander, andererseits ist der
Grünstreifen gleichzeitig Grundstücksgrenze zwischen Bauhof und öffentlichem
Fußweg/Wohngebiet.
Mit der Entwicklung dieses Bereichs wäre es möglich, jene un- oder mindergenutzten
Flächen, die vor allem in Form der Freilager und Abfalllagerung die Qualität des sich in
Veränderung befindlichen Gebiets negativ beeinflussen würden, in eine stabile und sinnvolle
Richtung zu entwickeln. Eine Bebauung auf den mglw. freigezogenen Flächen des Bauhofs
würde an der Fichtestraße ein passendes Gegenüber zur Neubebauung des GRN-Areals
entstehen lassen, während der Blick aus der Neubebauung auf die benachbarten Freiflächen
des Bauhofs kritisch zu sehen ist, jedenfalls deutlich kritischer als auf die größeren
Hallengebäude weiter nördlich. Dass die Nähe aus urbanem Wohnen und Bauhof an sich
funktionieren kann, zeigen bereits die immissionsschutzrechtlichen Betrachtungen aus dem
Planverfahren zum GRN-Areal.
Ohne Aufwand für eine eigene Kfz-Erschließung und als eigener, stabiler Baustein zwischen
Händelstraße und Fichtestraße wäre diese Entwicklung unabhängig von der möglichen
Beibehaltung wie auch einer späteren Umnutzung der nördlich und südlich direkt
angrenzenden Bereiche JSBS und Bauhof, möglich und damit aus Sicht der Verwaltung in
besonderer Weise sinnvoll.

Fazit:
Die bislang un- -
Bauhof ließe sich tatsächlich unabhängig von einem südlichen und/oder nördlichen Baustein
ohne eigene öffentliche Kfz-Erschließung städtebaulich sinnvoll entwickeln.
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Die mögliche Umsetzung der Planungsidee hängt im Wesentlichen jedoch davon ab, welche
Flächen des Bauhofs für eine Gebietsentwicklung miteinbezogen werden können.
Ist eine mittelfristige Entwicklung der Flächen zwischen JSBS- und Bauhof-Areal
entsprechend den vorgestellten Planungen denkbar, so sind, neben der Konkretisierung der
Optimierungsmöglichkeiten für den Bauhof und einer genauen wirtschaftlichen Betrachtung,
natürlich auch weiterführende Gespräche zwischen Verwaltung und der Baugenossenschaft
1911 Weinheim e.G., als Grundstückseigentümer der in der Planung einbezogenen
Grundstücke, zu führen.

Weiteres Vorgehen:
Wenn der Gemeinderat dem Vorschlag der Verwaltung zum weiteren Vorgehen beim JSBS-
Areal und dem Bauhofgelände zustimmt, kommt es in beiden Bereichen im Rahmen des

zu einer entsprechenden großräumigen Umnutzung. Die Verwaltung wird dann prüfen, ob
eine Herausnahme des entsprechenden Teilbereichs aus dem Geltungsbereich des
Sanierungsgebiets erfolgen kann. Weiterhin wird dem Gemeinderat das Ergebnis der
weiteren Überlegungen zur möglichen Entwicklung des mittleren Bereichs wie unter 4.
dargestellt in Abhängigkeit des Prüfergebnisses zum Bauhofgelände zur weiteren
Beschlussfassung vorgelegt.

Alternativen:
Die Alternativen ergeben sich im Wesentlichen aus den obigen Ausführungen. Sollte eine
kurz- bis mittelfristige Weiternutzung des JSBS-Geländes zur Kinderbetreuung nicht
gewünscht sein, kann am bisherigen Sanierungsziel für das Gelände festgehalten werden.
Sofern beim Bauhof der Gemeinderat bereit wäre, erhebliche Kosten und Kostenrisiken
bereits zum jetzigen Zeitpunkt für eine Verlagerung auf sich zu nehmen, kann auch hier eine
Umnutzung des Geländes geplant werden. Die Lage zwischen diesen beiden Arealen könnte
entgegen den ersten Überlegungen der Verwaltung weiterhin ungenutzt oder mindergenutzt
bleiben oder der Bereich könnte in eine andere Richtung als die von der Verwaltung
vorgeschlagene entwickelt werden.

Finanzielle Auswirkung:
In der Mittelfristigen Finanzplanung sind für das Haushaltsjahr 2023 durch den geplanten

-Sebastian-Bach Förd

Weiternutzung der JSBS für ca. 5-10 Jahre können die geplanten Verkaufserlöse in Höhe
chlussvorlage Amt 40 für

Teil- oder Gesamtverkauf der Flächen zu einem dann deutlich späteren Zeitpunkt, sind diese
erneut in die Mittelfristige Finanzplanung einzustellen.
Mit der Entwicklung des mittleren Bereichs zwischen JSBS-Areal und Bauhof würden
städtische Grundstückserlöse für den durch eine Flächenoptimierung des Bauhofes frei
werdenden Teilbereichs entstehen, die sich aber um die Kosten der Umorganisation auf dem
Bauhofgelände reduzieren.
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Hierzu können nähere Ausführungen aber erst gemacht werden, wenn die entsprechenden
Prüfungen abgeschlossen sind. Dies wird Gegenstand einer eigenen Vorlage für den
Gemeinderat sein.

Anlagen:
Keine

Beschlussantrag:

Der Gemeinderat beschließt die in der Vorlage dargelegten Vorschläge zum weiteren
Vorgehen

für die Entwicklung des Johann-Sebastian-Bach-Förderschul-Areals (aufgrund der
Interimsnutzung zur Kinderbetreuung keine Umnutzung des Geländes im Rahmen des
Durchführungszeitraums des Sanierungsgebiets, keine vorgezogene Entwicklung von
Teilbereichen)

und für die Entwicklung im Bereich des Bauhofs (keine Verlagerung im Rahmen des
Durchführungszeitraums des Sanierungsgebiets).

Für den Bereich zwischen JSBS-Areal und Bauhof stimmt der Gemeinderat dem von der
Verwaltung dargelegten weiteren Vorgehen mit den noch zu erledigenden Prüfungen zu.

gezeichnet gezeichnet

Manuel Just Dr. Torsten Fetzner
Oberbürgermeister Erster Bürgermeister
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